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Liebe Leserin, lieber Leser! 


K eine Context XXI-Aus- 
gabe ohne atemberau- 
bende Neuigkeiten. Denn 
auch koordinierende Redak- 
teurInnen gehen manchmal 
und es kommen neue, 
manchmal ganz neue. Es stellt 
sich demnach hier und heute 
eine solche neue koordinie- 
rende Redakteurin, die Con- 
text XXI bis vor kurzer Zeit 
nur als interessierte Leserin 
beglücken konnte, vor - und 
mit ihr eine neue Nummer, 
die hoffentlich auf Interesse 
stoßen wird. Vielleicht fühlt 
sie sich auch ein wenig anders 
an, diese Nummer — doch der 
Versuch ein bisschen einzu- 
sparen sollte nur das Papier 
betreffen, nicht die Inhalte ... 

Ein dicker Schwerpunkt 
zur Bildung in diversesten 
Facetten und aus unter- 
schiedlichen Blickwinkeln 
soll - neben der Diskussion, 
die diese Texte untereinan- 
der führen - auch in die oh- 
ren- und sinnesbetäubende 
und - ganz nebenbei - Exi- 
stenzen an den Abgrund trei- 


bende Bulldozer-Bildungs- 
politik zumindest diskursiv — 
viel mehr bleibt uns nicht — 
eingreifen. Darüber hinaus 
führt uns Alexander Schür- 
mann-Emanuely im zweiten 
Teil seiner Surrealismus-Rei- 
he in die Welt der wirklich 
wirklichen Wirklichkeiten. 
Stephan Grigat stellt eine 
ausführliche Studie zum An- 
tisemitismus in der öster- 
reichischen Linken von Mar- 
git Reiter vor und Thomas 
Schmidinger kann einem 
jüngst im Papy-Rossa Verlag 
erschienenen Sammelband 
zum Irak nur wenig Erfreu- 
liches abgewinnen. 

Die nun also ins Context 
XXI-Kollektiv - ganz ohne 
Initiationsriten - aufgenom- 
mene Redakteurin möchte 
sich noch ganz herzlich bei 
allen Redaktionsmitgliedern 
und bei ihren Vorgängerln- 
nen bedanken für die kom- 
petente Einweisung, die Hil- 
fe bei periodisch auftreten- 
den Ratlosigkeiten und den 
insgesamt überaus netten 


Empfang. Die lange Erfah- 
rung als ÖH- Funktionärin“ 
mag auch noch helfen in Sa- 
chen Improvisation, Freude 
am Arbeiten in kleinen, ver- 
rauchten Büros und einer 
gewissen Langmütigkeit ge- 
genüber streikenden Com- 
putern ... 

Auch eine neue Mither- 
ausgeberin von Context XXI 
soll begrüßt werden: die 
LICRA - die Internationale 
Liga gegen Rassismus und 
Antisemitismus, deren in Wi- 
en ansässiger Teil sich vor ei- 
nigen Monaten zusammen- 
gefunden hat — mehr dazu 
gibt's auf Seite 31. 

Auf zwei Ereignisse der 
letzten Wochen und Som- 
mermonate, die die Redakti- 
on keineswegs kalt gelassen 
haben, aber beide einer ein- 
gehenderen und nicht kurz- 
fristig hineingeschusterten Be- 
handlung bedürfen, soll hier 
nur kurz und mit Empörung 
verwiesen werden: die Ak- 
tualisierung nationalstaatli- 
cher Gewalt gegen politische 


TESTBILD 


GegnerInnen in Genua und 
deren österreichische Wie- 
derholung als Farce im Bezug 
auf die inhaftierten Mitglie- 
der der VolxTheaterKarawa- 
ne - diese wird im Rahmen 
eines Schwerpunkts zu Staats- 
gewalt in der nächsten Aus- 
gabe von Context XXI (im- 
mer noch) Thema sein. Und: 
die reichlich an Mölzers Wo- 
chenblatt ZUR ZEIT ausge- 
schüttete Presseförderung - 
in Worten: achthunderttau- 
send österreichische Schillin- 
ge. Zwei politische Lehr- 
stücke, die uns zwar kaum 
noch in Erstaunen versetzen, 
aber deshalb umso mehr nach 
Gegen-Öffentlichkeiten ver- 
langen. Deshalb ein - keines- 
wegs neuer, aber verstärkter 
— Aufruf: lest Context XXT, 
abonniert Context XXI, hört 
Context XXI-Radio auf eu- 
rem Freien Radio und be- 
sucht Website: 
http://contextXXI.media- 
web.at ! 


unsere 


EvA KRIVANEC 
SEPTEMBER 2001 


P.S.: Der Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe war bereits 
Anfang September! 
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Die Wut im Bauch - 
Surrealismus überall 


Teil 2 - Das Unsichtbare ist die Wirklichkeit 


VON ALEXANDER 
SCHÜRMANN-EMANUELY 


„Die Welt verändern", 
hat Marx gesagt; „das 
Leben ändern", hat 
Rimbaud gesagt: 
Diese beiden 
Losungen sind für uns 
eine einzige. 

Andre Breton, 1935. 


Die große Verweigerung 

Metro - Boulot - Metro - Do- 
do - Metro - Boulot -..., das 
heißt soviel wie U-Bahn, Ar- 
beit, U-Bahn, Schlaf, U-Bahn, 
Arbeit, ... 
auch im Französischen, was 
natürlich das Sich-merken 
des Spruchs erleichtert. In 
Frankreich ist dieses Sprüch- 
lein sehr geläufig, es um- 
schreibt auch nichts anderes, 
als die Realität der kapitali- 
stischen Produktionsweise 


und reimt sich 


und Sozialisationsform, die 
jede/r, nicht nur in Frank- 
reich, kennt und die schein- 
bar ausweglos das Leben des 
Menschen bestimmt. Ab- 
gemüht im Käfig zur Zwangs- 
abmüdung rasen, um danach 
müde zurück, nach Hause zu 
pendeln, um sich dort ver- 
dienterweise etwas zu ent- 
müden, darauf hin zu schla- 
fen, wieder produktiv zu sein, 
am Fließband der Fließbän- 
der. Prinzipiell hat jeder 
Mensch auf diese Art kondi- 
tioniert zu sein und nichts 
Abnormales an dieser le- 
benslangen Schleife zu fin- 
den, die meist im schulreifen 
Alter anfängt und mit der 
Pensionierung aufhört (be- 
zieht sich natürlich nur auf 
eine Minderheit von Men- 
schen auf dieser Welt, da den 
meisten weder der Luxus ei- 
ner Kindheit noch einer 
Greisenhaftigkeit gegönnt 
ist). Alles, was die Surreali- 
sten entwarfen, erfanden, er- 
träumten und lautstark in 
ihren kleinen Kreisen und 
manchmal auf größeren Fest- 


en ausschrieen, galt, diese 
Konditionierung, zunächst im 
kleinen und um einer Revo- 
lution Willen, schließlich im 
großen Stil, zu zerstören, galt, 
der großen Müdigkeit eine 
große Verweigerung entge- 
genzustellen. 

Die Methoden, die große 
Verweigerung zu realisieren, 
basierten einerseits darauf, 
den Abstieg in sich selbst, in 
das, was in der Psychoanaly- 
se als Unbewußtes definiert 
wird, zu vollziehen, anderer- 
seits die daraus gewonnenen 
neuen Realitäten, mit Hilfe 
der Kunst, zu vergegenwär- 
tigen und zu materialisieren. 
Die Surrealisten bildeten die 
Avantgarde, die diese Me- 
thoden an sich auszuprobie- 
ren und zu gestalten hatte, 
damit alle, selbst die kondi- 
tioniertesten Spießer, sie 
schließlich zu ihrer eigenen 
Befreiung übernehmen und 
anwenden würden können. 
Es galt, in die Mauer ein 
Loch zu schlagen, die das all- 
täglich Normale, das System, 
die Gesellschaft vor einer kri- 
tischen Aussicht Aufgewie- 
gelter zu schützen hat. Ein 
kleines Loch würde genügen, 
um die Aussicht gewähren zu 
lassen, in das, was wirklich 
möglich ist, was Wirklichkeit 
ist, hinter- und oberhalb der 
Mauernrealität. Dieser Spalt 
sollte reichen, damit die 
Menschen schockiert sind 
und genug von ihrer Kondi- 
tionierung, ihrem herkömm- 
lichen Leben haben. Eine Re- 
volution zur Befreiung des 
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Individuums würde begin- 
nen, nicht jene der Gewehre 
und Barrikaden, sondern je- 
ne, die aus der Vermengung 
von Phantasie mit dem orga- 
nisch Erfaßbaren heraus- 
springt. Die Methoden, wel- 
che die Surrealisten sich aus- 
dachten, um den Abstieg in 
den Spalt zu schaffen, waren 
die kindhafte Bewunderung 
des Wunderbaren, die Ver- 
rücktheit, der Wahn, der Hu- 
mor, der Traum, das Anwen- 
den der Techniken des auto- 
matischen Schreibens, das 
Schöpfen „erlesener Leich- 
name“ und das in die Welt 
setzen der daraus entstehen- 
den surrealistischen Gegen- 
stände, wilden Objekte, de- 
ren Form der Inhalt ist. 

Die Bewunderung des 
Wunderbaren ist nichts an- 
deres, als es wie ein Kind 
überall vorfinden zu können, 
in jeder Situation, in jedem 
Element des Alltags. Es sind 
die Phantasiebilder, welche 
außerhalb der Einsicht in 
sich selbst, außerhalb des 
Traums herumspuken, die 
Wahrnehmung unerklärlicher 
Erscheinungen, seien das nun 
Gruselgeschichten oder ver- 
rückte, vergeisterte Andere, 
die sich ihre Wege durch den 
Tag bahnen, wie Andre Bre- 
tons Nadja. Breton hatte 
Nadja, die aus dem gleichna- 
migen Buch schwirrt, nicht 
erfunden, sondern war ihr, 
samt den wundersamen Zu- 
fällen, die sie und ihre Be- 
gegnung begleiteten, was er 
alles minutiös beschreibt, 
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beim Flanieren begegnet. 
Diese Suche nach dem Wun- 
derbaren scheint weniger mit 
Revolution zu tun zu haben, 
als mit den literarischen 
Überresten der Romantik, die 
am Kreuzweg der Bezaube- 
rung, des Schlafes und des 
Alkohols liegen. Romantik 
war in diesem Fall jedoch 
nicht nur die der Dichter wie 
Gerard de Nerval, sondern 
auch die Romantik E.T.A. 
Hoffmanns und Edgar Allan 
Poes, die schwarze Romantik 
der Geister- und Vampirge- 
schichten. Die Freude und 
Offenheit für das Unge- 
wöhnliche, der Wille, die 
Kontrolle über die Vernunft 
durch das Ungewöhnliche zu 
verlieren, war ideal als Vor- 
stufe zum nächsten Schritt: 
zum Wahnsinn. 

Die Welt des sogenannten 
Geisteskranken ist die sicht- 
barste Gegenwelt zum zu 
bekämpfenden Alltag der 
bürgerlichen Gesellschaft, die 
natürlichste Utopie. Doch 
nicht nur das, sie bietet auch 
eine große Möglichkeit zur 
besseren Kenntnis seiner 
selbst, denn wie schon Freud 
wußte, wissen Verrückte 
mehr über innere Wirklich- 
keiten und können Uner- 
gründbares entdecken und 
aufzeigen. Zwei Zugänge 
zum Wahn wurden ins Auge 
gefaßt, denn es galt, diesen 
Zustand für sich in Anspruch 
zu nehmen, ihn dank seiner 
bewußtseinserweiternden 
Funktionen als Instrument zu 
verwenden. Der erste Zugang 
war die Nachstellung der 
Verrücktheit. Im simulierten 
Zustand des Wahns, im 
Rausch sollte eine Neuschaf- 
fung des Geisteszustandes er- 
reicht werden. Dieser Zu- 
stand wurde sogar als neue 
Form der Poesie verstanden. 
Der zweite Zugang war die 
kritische Paranoia, welche 
Salvador Dali oft für sich in 
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Anspruch nahm und defi- 
nierte. Sie sollte die Wirk- 
lichkeit dermaßen vom Ima- 
ginären abhängig machen, 
daß die daraus gewonnene 
neue Realität von keiner an- 
deren in Frage gestellt wer- 
den kann. Die aus Verfol- 
gungswahn, aus erfundener 
Beweisführung und aus Ana- 
lyse entstehende, verwirrend 
klare Kritik an der Gesell- 
schaft sollte helfen, endgül- 
tig die allgemeine Realität zu 
diskreditieren. 

Im Wahn wurde eine ho- 
chentwickelte Verhaltensform 
erkannt, und alle Aktionen 
basierten auf dem Wunsch, 
sich einem Wahnsinn zu un- 
terwerfen, ohne dabei blei- 
bende Störungen zu bekom- 
men, die den freien Willen 
beeinträchtigen könnten. In- 


dividuellen Wahn auf 
Wunsch statt kollektiven 
Wahn auf Befehl. 


Der Zufluchtsort, der den 
freien Willen am effektivsten 
vor bleibenden Schäden des 
Eigenwahns, aber natürlich 
auch vor dem des kollektiven 
Wahns schützt, ist der Hu- 
mor. Da der Humor alles in 
die Lächerlichkeit zieht, ist 
keine bleibende Identifikati- 
on möglich, sei es jene mit 
der eigenen Verrückung oder 
jene mit dem Trubel der 
Welt. Der Humor, der Akt 
des Lachens ist geistiger Un- 
gehorsam, ist Weigerung, sich 
den gesellschaftlichen Vorur- 
teilen zu beugen, ist Distan- 
zierung und eine essentielle 
Vorstufe zur neuen Realität, 
zur sich immer erneuernden 
Realität des freien Individu- 
ums. Antonin Artaud sah im 
Humor den Weg zur Freile- 
gung der instinktiven Kräfte 
des Menschen und entdeckte 
diese Freilegung in Filmen 
wie Animal Crackers von den 
Marx Brothers. Den Humor 
als „überlegene Revolte des 
Geistes“ zu sehen, wie es 


Andre Breton formulierte, lag 
ganz in der Tradition des 


schwarzen Humors von Da- 
da und der 'Pataphysik. Ne- 
ben diesen bekannten Vor- 
bildern gab es da auch Jac- 
ques Vach&, den Breton im 
Lazarett während des Ersten 
Weltkrieges kennen gelernt 
hatte. Dieser hatte den Hu- 
mor, den „Umor“ zur inne- 
ren Desertion verwendet und 
Breton in langen Gesprächen 
gezeigt, welche Rache der 
Geist an der Materie, das Be- 
gehren an der Macht nehmen 
kann. Alles wird zum Messer 
ohne Klinge, dem der Griff 
fehlt. 
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Max Ernst: Der Elefant von 
Celebes. 1921 


Im nächsten und letzten Teil dieser Serie wird erzählt, wie es da- 
zu kam, daß Andre Breton Ilja Ehrenburg eine Ohrfeige ver- 
paßte und was Herbert Marcuse von all dem und von der re- 
volutionären Kraft der Liebe hielt. Auch wird dort Platz fin- 
den, was für diese Nummer angekündigt war und aus Platz- 


mangel keinen Platz mehr gefunden hat: die Beschreibung des 


automatischen Schreibens und anderer kindhaft revolutionä- 
rer Tätigkeiten und Schlüssel auf der Suche nach dem Gold der 


Zeit. 
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DLstandig 


Foto: Lisl Ponger, 
Juli 2001 
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Ein gut zum Schwerpunktthema dieser Ausgabe passender Brief der Surrealisten aus dem Jahr 1925: 


BRIEF AN DIE REKTOREN 
DER EUROPÄISCHEN UNIVERSITÄTEN 


Werter Herr Rektor, 

in der engen Zisterne, die Sie „Denken“ nennen, ver- 
faulen die Strahlen des Geistes wie Stroh. 

Genug der Sprachspielereien, der syntaktischen Mätz- 
chen, der Formulierungskunststückchen, jetzt muß das 
Große Gesetz des Herzens gefunden werden, das Gesetz, 
das nicht ein Gesetz, nicht ein Kerker ist, sondern ein Weg- 
weiser für den in seinem eigenen Labyrinth verirrten Geist. 
Weiter entfernt als alles, woran die Wissenschaft je wird 
rühren können, dort wo die Lichtkegel der Vernunft an den 
Wolken zerschellen, existiert dieses Labyrinth als zentraler 
Punkt, in dem alle Kräfte des Seins, die äußersten Aderun- 
gen des Geistes zusammenlaufen. In diesem Gewirr aus sich 
ständig bewegenden, immerfort versetzten Mauern, jenseits 
aller bekannten Denkformen, rührt sich unser Geist und 


lauscht auf seine geheimsten, spontansten Regungen, auf 
jene, die Offenbarungscharakter besitzen und von anders- 
woher zu stammen, vom Himmel gefallen zu sein scheinen. 

Doch das Geschlecht der Propheten ist ausgestorben. 
Langsam erstarrt Europa zum Kristall, wird unter den Bin- 
den seiner Grenzen, seiner Fabriken, seiner Tribunale, sei- 
ner Universitäten allmählich zur Mumie. Der gefrorene 
Geist knirscht zwischen den mineralischen Buchdeckeln, 
die sich immer enger um ihn schließen. Schuld daran ha- 
ben Ihre verschimmelten Systeme. Ihre Zwei-plus-zwei- 
gleich-vier-Logik, Schuld daran haben Sie, die Rektoren, 


gefangen im Netz der Syllogismen. Sie produzieren Inge- 
nieure, Juristen, Ärzte, denen die wahren Geheimnisse des 
Körpers, die kosmischen Gesetze des Seins verborgen blei- 
ben, Scheingelehrte, die außerhalb des Irdischen blind sind, 
Philosophen, die sich anmaßen, den Geist noch einmal her- 
vorzubringen. Der kleinste Akt spontaner Erfindung ist ei- 
ne komplexere, offenbarungsträchtigere Welt als jede be- 
liebige Metaphysik. 

Lassen Sie uns doch in Ruhe, meine Herren, Sie sind ja 
nur Usurpatoren. Wer gibt Ihnen das Recht, das Denkver- 
mögen zu kanalisieren, Geisteszeugnisse auszustellen? 

Vom Geist verstehen Sie nichts, Sie haben keine Ahnung 
von seinen verborgensten und essentiellsten Verästelungen, 
von jenen fossilen Spuren, die unseren eigenen Quellen so 
nahe sind, von jenen Fährten, die wir bisweilen auf den 
dunkelsten Ablagerungen unserer Gehirne aufzuspüren ver- 


mögen. 

Gerade im Namen Ihrer Logik sagen wir Ihnen: Das Le- 
ben stinkt, meine Herren. Sehen Sie sich doch einen Au- 
genblick ins Gesicht, betrachten Sie Ihre Hervorbringun- 
gen. Durch das Sieb Ihrer Diplome preßt sich eine abge- 
zehrte, verlorene Jugend. Sie sind die Plage einer Welt, mei- 
ne Herren, und das geschieht dieser Welt nur recht, doch sie 
sollten sich etwas weniger an der Spitze der Menschheit 
wähnen. 

(Becker, H. (Hg. und Übersetzter) Es brennt! 

Politische Pamphlete der Surrealisten. Hamburg, Edition 
Nautilus, 1998, zuerst erschienen in La Revolution Surrea- 
liste, N°3, April 1925) 
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Education is the main priority, because 
there's t0o much poverty in our society 


(A Train Express. Home Group 1999) 


er Satz ist wahr — Natür- 

lich: und empirisch be- 
legbar. Die Bildungsquote der 
Bevölkerung in Österreich 
steigt, ebenso der Wohlstand 
usw....! Die Universitäten wa- 
ren offene (für den Zeitraum 
1971/72 bis 2001), das Netz- 
werk sozialer Unterstützun- 
gen für Studierende war bes- 
ser und wurde erst durch di- 
verse Sparpakete und fehlen- 
de Investitionen in die Uni- 
versitäten noch schlechter. 
Studentinnen sind in der je- 
weilig aktuellen Alterskohor- 
te der StudienanfängerInnen 
seit einigen Jahren in der 
Mehrzahl2. 

Aber so haben es die Rap- 
per in der Eingangszeile wohl 
nicht gemeint. Es stimmt, Bil- 
dung öffnet Aufstiegskapital 
als auch Widerstandskapital, 
zumindest deren Möglichkeit. 

Ein biographischer Exkurs 
Donna Haraways? betont das 
Potential an Subversion, das 
nationalstaatlichen Ausbil- 
dungskalkülen entgegenge- 
setzt wird. In der Situation 
des Kalten Krieges studiert ei- 
ne „streng katholisch aufge- 
wachsene“ Frau Zoologie, Li- 
teratur und Philosophie und 
widersetzt sich der vorgese- 
henen Position der Techno- 
kratin durch eine Vielfalt de- 
vianter Praxen: ihr sozialisti- 
sches, feministisches Engage- 
ment, ihre Gestaltung des All- 
tagslebens, ihre universitäre 
Karriere in der Verbindung 
getrennt gedachter epistemo- 
logischer Räume, die ebenso 
eindimensionaler feministi- 
scher Rezeption unzugänglich 
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bleibt. Solche Häufungen 
zeichnen selten populäre Er- 
folgsbiographien und selbst 
große Anstrengungen, diese 
glaubhaft unter stabilisierende 
Dissidenz in der Intention des 
kapitalistischen Systems zu 
ordnen, überzeugen nicht. 

Die Erfolge der Bildungs- 
expansion in Österreich sind 
schlicht beeindruckend. Was 
für Schulen für den Zeitraum 
um 1920 (besonders für Wi- 
en) gilt, gilt für die Univer- 
sitäten um die 60er Jahre. 

Diese eben getätigte Stel- 
lungnahme ist insofern 
empörend, als sie ablenken 
kann von klaren Reprodukti- 
onsaspekten des österreichi- 
schen Bildungssystems (Klas- 
se, Schicht, Standesstruktu- 
ren, Patriarchat®). 

Die Analyse des diffusen 
Feldes der Bildung ist rele- 
vant, sie thematisiert Status- 
auseinandersetzungen, elitä- 
re Segregationen und arbei- 
tet an einer der vielen Bruch- 
linien gesellschaftlicher Dy- 
namik. 

Der Sektor Wissen- 
schaft/Forschung/Bildung 
wird in den nächsten fünf bis 
zehn Jahren jene Generation 
ausscheiden, die in der Ex- 
pansionswelle der 70er bei- 
nahe in Karrierepositionen 
gedrängt wurde. Diese prä- 
gen das Milieu akademischen 
Wohlergehens, das neidische 
Blicke und Unverständnis 
provoziert; nun ergänzen Kri- 
tik an Geschlossenheit und 
langweiliger Reproduktion in 
der Lehre oder schlicht feh- 
lende Aktivität im Bereich der 


Forschung und Leistungs- 
streben einander. 

Ob gerade die gegenwär- 
tige Generation junger Aka- 
demikerInnen Plätze zu be- 
setzen beginnt und dabei 
nicht auf dem Selbstver- 
ständnis sozialdemokratischer 
Wohlstandsmehrung basiert? 
In der verbleibenden Zeit 
werden sie Teil jener umher- 
schweifender ProduzentIn- 
nen, die Antonio Negri? und 
andere - in den spezifischen 
Kämpfen der italienischen 
Linken gewachsene Theore- 
tikerInnen - beschreiben und 
stark zu machen versuchen. 
Das Schielen auf bestehende 
oder zu konstituierende Netz- 


werke - und im Ideal das 


subversive Potential ihrer Ak- 
teurInnen - verführt nur jene, 
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die von vorgesehenen Plätzen 
abstrahieren können; vielfach 
durch den Einsatz übermäßi- 
ger Kapitalien. Der soziale 
Aufstieg will mit seinen - vor 
allem zeitintensiven — Ein- 
stiegshürden kalkuliert und 
verdient sein. Maßnahmen, 
die einer Straffung und kon- 
sequenterweise einer Verkür- 
zung der Bildungsphase die- 
nen, wirken - wie die auto- 
ritäre Volksschullehrerin und 
Ministerin gerne betont - dis- 
ziplinierend, die Besetzung 
der Hierarchieebenen darf 
durch ökonomische Anfor- 


derungen erhöhter Qualifi- 
kation nicht beeinträchtigt 
werden. 

Der Elitegedanke ist aus 
konservativen Konvoluten 
hinreichend bekannt, doch 
die Begeisterung, der anhal- 
tende Siegestaumel bleibt in 
seinen Versuchen, alte Di- 
stinktionen als neue Model- 
le zu stabilisieren, überra- 
schend und doch lächerlich. 
Der Spott resultiert aus jener 
Ironie, die ihre rhetorischen 
und politischen Stärken nützt 
und den absurden Versuchen 
konservativen Denkens, das 


1 Bildung ist nach wie vor einer der zentralen Faktoren des 
Statuserwerbes und Klassenerhaltes einer Gesellschaft. Nur 
ist sie eben eng gekoppelt an Klassenherkunft und Ge- 
schlecht. Vgl. Walter Müller, Hildegard Brauns, Yossi Shavit 
und Susanne Steinmann, Bildungserträge im Systemver- 
gleich, Vortrag auf der Sektionssitzung der DGS/ÖGS auf 
dem Kongress für Soziologie 1998 /Freiburg. 

2 besonders in den kultur- und geisteswissenschaftlichen 
Fächern 

3 Donna Haraway: Die Neuerfindung der Natur. Primaten, 
Cyborgs und Frauen. Frankfurt/New York: Campus 1995. 

4 Qualifikation ist eine männliche Kategorie - z.B. kaum Uni- 
ProfessorInnen in Österreich (vgl. Anna Schulte, Putzen, 
Tippsen und Tarife. Unterschiedliche Wahrnehmung und 


Bewertung der Qualifikation und des Fachwissens von Frau- 
en und Männern, in: Argument 236, 3 / 2000, $. 413-423). 

5 Antonio Negri, Maurizio Lazzarato, Paolo Virno: Umber- 
schweifende Produzenten. Immaterielle Arbeit und Sub- 
version. Berlin: ID Verlag 1998. 

6 Herzhaft könnten wir ansonsten uns auf die Wahrheit be- 
ziehen und ihre Erlösungskraft preisen. 

7 Wobei Gerechtigkeit wohl ebenso recht wenig sagt, weil es 
Auseinandersetzung darüber, was gerecht ist, immer gege- 
ben hat. Frau BM Gehrer findet es z.B. gerecht, Faulenzer 
und Tritibrettfahrer an der Universität über Gebühren zu 
„lenken“ oder treffender formuliert, zu disziplinieren. Nur 
wer Geld hat, hat Zeit. 

8 Vgl. Paul Willis Studie über Arbeiterkultur in Schulen und 
Statuserhalt als Subalterne (vgl. Paul Willis, Spass am Wi- 
derstand Gegenkultur in der Arbeiterschule, Frankfurt (Syn- 
dikat) 1977). 

9 Antonio Gramsci fordert in diesem Kontext emanzipatorische 
Praxis gegen herrschende Leistungsanforderungen und herr- 
schenden Sinn (vgl. ebenso Gilles Deleuze, Logik des Sinns, 
Frankfurt 1993) und auch Maos Konzept der Kulturrevo- 
lution ist unter diesem Aspekt nicht so ganz einfach mit ei- 
nem „Pfui Teufel“ zu belegen. 

10 entsprechend dem Althusserschen Modell der Anrufung als 
Subjekte im herrschaftlichen Zusammenhang 


nie Intellektualität erfüllen 
kann, trotzt. Sie verharren in 
ihren Traditionen, der Päda- 
gogik des Rohrstabes oder 
des delirierenden Männer- 
bündischen mit oder ohne 
Fahnen und Wichs. Doch 
diese oberflächliche Unter- 
scheidung - diese konkrete 
Bruchlinie im Männerbündi- 
schen - treibt manchen Inge- 
nieur verbissen voran und ist 
zugleich Funktion national 
verfasster Bildungssysteme. 
Maturanten - häufig Söhne 
bildungsferner Schichten - 
wird im Zuge der Expansion 


\\  Verdammich! Das Pulver ist in den 
// letzten 150 Jahren wohl etwas gealtert! 
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des Ausbil- 


dungsbereichs suggeriert, den 


sekundären 


sozialen Aufstieg in wenigen 
Schuljahren geschafft zu ha- 
ben. Sie besetzen entspre- 
chend den geltenden Anfor- 
derungen eine Stufe über 
dem vormaligen proletari- 
schen Idealtypus des Fachar- 
beiters und werden in ihrer 
Planungs- oder Kontroll- 
funktion und gehobenem Le- 
bensverdienst in ihrer Männ- 
lichkeit, versehen mit dem hi- 
storisch-bröckelnden aber 
nach wie vor wirksamen At- 
tribut der Halbbildung, 
bestätigt. 

Emanzipatorische Bildung 
(mit Bildung als Leerstelle - 
d.h. ohne bürgerliches Bil- 
dungs- und Selbstfindungs- 
geschwätz — obwohl auch ge- 
gen dieses manchmal so leicht 
nichts einzuwenden ist) ist ei- 
ne Waffe im Kampf um eine 
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gerechtere, widerständige und 
selbstbestimmte Gesellschaft. 


Wissen ist Macht: 
Bildung alleine beseitigt 
die Armut? 
Das stimmt. Wissen ist Macht, 
aber Wissen beseitigt nicht 
selbstverständlich die Armut. 
Wissen ist das Wissen der 
Macht, es ist auch die Unter- 
drückung, die Dienerschaft, 
das Erlernen verlorener Per- 
spektiven, Schuldbewusstsein 
und so weiter. Unglücklicher- 
weise ist uns die Argumenta- 
tionsstütze „Wahrheit“ — die 
in diesem Zusammen- 
hang sehr hilfreich iste 
- in der Feststellung 
1 der Regimehaftigkeit 
von Wahrheit (Fou- 
cault) verloren gegan- 
gen. Wahrheit (Wahr- 
heitsregime) sind die 
herrschaftlichen Pro- 
zeduren „wahr“ und 
„falsch“ konkret zu 
scheiden. Die Wahr- 
heit, das Wissen sind 
Teil des gesellschaftli- 
chen Zusammenhanges, der 
gesellschaftlichen Verhältnisse. 
Und so können die Wissen- 
schaft und das Wissen als un- 
hinterfragte Methodiken (Die 
Orthodoxie der empirischen 
Fundierung - Basissätze o.ä. 
oder ebenso der wissen- 
schaftliche Marxismus) nicht 
einfach so zu Gerechtigkeit? 
führen. 

Um die Philosophie der 
vorliegenden Sätze wieder hin- 
ter uns zu lassen. Wissen ist 
sozial spezifisch, schichtspezi- 
fisch: Was als wissenswert gilt, 
unterscheidet sich schichtspe- 
zifiisch und ebenso ge- 
schlechtsspezifisch stark. 
Ebenso unterscheidet sich das 
Prestige verschiedener Wis- 
sensarten schichtspezifisch — 
d.h. konkreter: manch Arbei- 
terkind möchte lieber Fus- 
sballer werden und manch Ju- 
ristensohn muss Jus studieren. 
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Dies hat mit der kulturellen 
Grammatik verschiedener ge- 
sellschaftlicher Gruppierun- 
gen zu tun. Nicht umsonst 
sprechen die Rapper der Ein- 
gangszeilen von „Streetknow- 
ledge“8, das es zu erlernen gilt. 
Objektive Leistungsanforde- 
rungen — die meist spektakulär 
unverhohlen elitär und unre- 
flektiert vorgetragen werden 
— bevorzugen mittelschicht- 
und oberschichtrelevantes 
Wissen?. 

Die Forderung, die diverse 
ministerial mit Bildungsagen- 
den betraute Personen in Ö 
zur Zeit so gerne in den 
Mund nehmen, nach „lebens- 
langem Lernen“ und „lebens- 
langer Qualifikation“ ver- 
kommt sehr schnell zu einem 
lebenslangen Zwangskorsett 
notwendiger Anpassung an 
fremdbestimmte Erfordernis- 
se und individualisierter Ver- 
antwortung. 

» Denn wer was kann, der 
wird’s schon zu was bringen, 


sagen die Adeligen, Großin- 
dustriellen und schlagenden 
Burschenschafter der öster- 
reichischen Bundesregierung 
und deren Umfeld. 

Die Eigenart dieser akade- 
mischen Verbindungen liegt 
nicht in der vermeintlichen 
Überlegenheit, 
durch Initiation, Imitation 


erworben 


und Anpassungsfähigkeit. Ihr 
beachtliches Prinzip beruht 
auf der Übereinkunft, dass 
auch der Dümmste aus ihren 
Reihen versorgt wird. Sie ge- 
ben stets an ihresgleichen wei- 
ter, weshalb Ehre und Treue 
als Tugenden gefeiert werden. 

Können, Leistung und 
auch Qualifikation sind ge- 
sellschafts- und herrschafts- 
spezifisch, und eben patriar- 
chal. 

Wissen weiß auch die 
Machtverhältnisse. Und so 
zeigen die Herrschaftsempiri- 
ker eben auch gerne, dass Ar- 
mut und Dummheit zusam- 
menhängen. Nur eben in völ- 


liger Verkennung der Tasache, 
dass verschiedene Kapitalien 
das Bildungsverhalten, die 
Bildungschancen usw. beein- 
flussen. 

Wie gerne sich Gehrer 
und KonsortInnen darüber 
beklagen, dass diese faulen 
StudentInnen nicht schneller 
studieren! Viele halt, weil sie 
arbeiten müssen — und mit 
Studiengebühren noch mehr 
arbeiten werden müssen. 

Reichtum als Bildungskri- 
terium und Leistungskriteri- 
um. Wer sich’s leisten kann, 
wird was. 


- Bildung ist ein Instru- 
ment der autoritären, poli- 
tischen und gesellschaftli- 
chen Führung, sie dient ih- 
rer Macht und ihrem Ex- 
pansionsstreben - 


Das Kriterium der Selek- 
tion wird wesentlich in den 
Schoß der Familie gelegt. 
Wenn alle gesellschaftlichen 


EINBILDUNG 


Ebenen mit identifizierten 
Mitgliedern der Volksge- 
meinschaft besetzt werden 
sollen, dann muss in der Folge 
der primäre und sekundäre 
Bildungsbereich seine Sub- 
jektivierungsfunktion!0 wahr- 
nehmen und die Welt der 
Farben und Symbole der bür- 
gerlichen Revolution, für vie- 
le aber Raum und Zeit selbst- 
bestimmten Lernens und Ar- 
beitens, entrücken. Eine aus- 
reichende Anzahl williger 
DienstleisterInnen wird her- 
angezogen, illegalisierte Mi- 
grantInnen bleiben Gegen- 
stand der politischen Rede, 
Bedrohungsszenario und 
funktionalisierte Masse. Das 
perfide Spiel wird prolongiert 
bis das Terrain der Auseinan- 
dersetzung auf jene Topogra- 
phien ausgedehnt wird, die 
sich jenseits konservativer He- 
gemonie situieren. Die Pro- 
blematik liegt in der Aner- 
kennung der Ausweitung der 
Kampfzonen. 


Bilde dir bloß nichts eın ... 


Bruchstücke zum Bildungsanarchismus 


heologie und Atheis- 

mus. Am Beginn meines 
Studiums gab es für mich 
gute und schlechte Fächer. 
Theologie war ein schlechtes, 
ja sogar der Inbegriff eines 
sinnlosen Studiums. Soziolo- 
gie hingegen galt als ein gut- 
es, unentbehrliches, Voraus- 
setzung aller Erkenntnis. Die 
Art und Weise, wie man je- 
doch in der Soziologie ver- 
fuhr, belehrte rasch eines Bes- 
seren: schließlich verhielt 
man sich hier zu den ab- 
strakten Gesetzen und den 
empirischen Fakten nicht viel 
anders als in der Theologie 
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zu Gott und den Sündern. 
Am Ende stand die Erkennt- 
nis: jedes Fach wäre so zu 
studieren, wie ein Atheist 
Theologie studiert. Er muß 
dabei allerdings selbst erken- 
nen, daß er die Theologie 
braucht, um seinen Atheis- 
mus zu durchschauen. 


Sich bilden und gebildet 
sein. „Aufklärung ist der 
Ausgang des Menschen aus 
seiner selbst verschuldeten 
Unmündigkeit. Unmündig- 
keit ist das Unvermögen, sich 
seines Verstandes ohne Lei- 
tung eines anderen zu bedie- 


nen. Selbstverschuldet ist 
diese Unmündigkeit, wenn 
die Ursache derselben nicht 
am Mangel des Verstandes, 
sondern der Entschließung 
und des Mutes liegt, sich sei- 
ner ohne Leitung eines an- 
deren zu bedienen. Sapere 
aude! Habe Mut, dich dei- 
nes eigenen Verstandes zu 
bedienen! ist also der Wahl- 
spruch der Aufklärung.“ 
Wenn der Aufgeklärte, wie 
Kant hier schreibt, aus der 
Unmündigkeit hinausgeht — 
wo geht er dann hin? Anders 
gefragt: Ob und unter wel- 
chen Bedingungen kann es 
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die Mündigkeit überhaupt 
geben, die hier als Zielpunkt 
von Bildung visiert wird? 
Wenn Mündigkeit darin be- 
steht, sich seines eigenen 
Verstandes zu bedienen oh- 
ne Leitung eines anderen, so 
war es Kant selbst, der fest- 
gehalten hat, daß der Ver- 
stand und seine mündige Be- 
dienung gewissermaßen ‚ei- 
nen anderen‘ zur Vorausset- 
zung haben — etwas, das au- 
tomatisch leitet, sobald einer 
denkt: das sogenannte Trans- 
zendentalsubjekt. Die Selbst- 
tätigkeit besteht also streng 
genommen darin, sich als 
nur zum Schein selbsttätig zu 
erkennen; die Mündigkeit 
darin, der Unmündigkeit 
sich bewußt zu werden. Es 
bedurfte allerdings des He- 
gelschen Geistes und der 
Marxschen Wertformanaly- 
se, um in jenem Subjekt das 
Kapitalverhältnis zu erken- 
nen: es vermittelt den Men- 
schen den Schein von Selbst- 
tätigkeit nur dann, wenn sie 
sich mit ihm identifizieren; 
sie werden Subjekte, wenn 
sie selbst sich an die Stelle 
des wirklichen, des „auto- 
matischen Subjekts“ (Marx) 
phantasieren. Mit Recht sa- 
gen sie von sich, sie seien ge- 
bildet. Ausgang aus solcher 
Unmündigkeit führt zu der 
Erkenntnis, daß selbsttätig 
sich zu bilden unter diesen 
Bedingungen gar nicht mög- 
lich ist. 


Kapital- und Staatsbildung. 
Das Kapital, so scheint es, 
braucht bloß Techniker und 
Technokraten. Es kann auf 
die Bildungsbürger gut und 
gerne verzichten; oder bes- 
ser: es steht den Inhalten der 
Bildung so gleichgültig ge- 
genüber wie den Gebrauchs- 
werten. Es benötigt sie nur, 
um von ihnen zu abstrahie- 
ren. Anders der Staat. Er 
muß nicht nur für die Einheit 


des Ganzen sorgen und ver- 
einigt darum Bildungsbürger 
und Technokraten unter ei- 
nem Dach, der Universität. 
Er hat auch immer ein be- 
sonderes Interesse an Bil- 
dung: deren Inhalte dienen 
ihm zur Selbstdarstellung. Er 
kann sich mit ihrer Hilfe als 
Hort der Freiheit und der 
Gleichheit oder als Bastion 
der Tradition und der Werte 
oder als Vorkämpfer der Ras- 
se und der Ungleichheit ins- 
zenieren. Der Staat braucht 
Bilder des Lebendigen, um 
die Abstraktion von allem 
Lebendigen, die abzusichern 
ihm aufgetragen ist, zu ver- 
decken. So müssen die Gei- 
steswissenschaften, die solche 
Bilder hervorbringen, nicht 
um ihre Existenz bangen - 
und erleben ja auch in Ge- 
stalt der Cultural Studies 
nicht zufällig eine regelrechte 
Renaissance. Ihre finanziel- 
len Mittel verkleinern sich al- 
lerdings in Relation zu den 
Naturwissenschaften, da 
doch der Staat schlanker wer- 
den muß und mit kleineren 
Bildern auch auskommen 
kann, soweit seine Bürger 
den Staat darzustellen sich 
selber motiviert fühlen - je- 
der für sich allein ein kleiner 
Selbstdarsteller des Zwangs- 
zusammenhangs. Da ist kein 
einheimischer Rassist, der 
sich nicht auf die Kultur be- 
ruft, die er insgeheim ver- 
achtet, wenn er seinen Ras- 
sismus legitimiert. Solches 
rassistisches Bildungsbürger- 
tum ist eben nach wie vor die 
Art und Weise, wie sich 
höhere Produktivität artiku- 
liert. Es dient dazu, der ka- 
pitalistischen Produktivität, 
die per se keinen Inhalt hat, 
einen Inhalt zu geben. 


Bildungsbürgertum und 
Bildungsanarchismus. 

Woran liegt es, daß jede Re- 
de über Bildung sofort einen 


bildungsbürgerlichen Cha- 
rakter bekommt? Vielleicht 
daran, daß man in der bür- 
gerlichen Gesellschaft immer 
nur entweder Bildungsbür- 
ger oder Technokrat sein 
kann. Ein Bildungsbürger ist 
jemand, der alle möglichen 
Inhalte parat hat, sich aber 
über die Form keine Gedan- 
ken macht, in der diese In- 
halte vermittelt sind. Für ihn 
wird darum alles, was ir- 
gendwie als Bildungsstoff an- 
erkannt ist, zum Gegenstand 
seiner Wißbegierde und zum 
Ausdruck seines Imponier- 
gehabens - im Unterschied 
zum Technokraten, dem die 
Inhalte egal sind, der über- 
haupt nur die Form bedient, 
ja dem die Form der einzige 
Inhalt ist. Bildungsanarchis- 
mus aber wäre, sich der 
Form bewußt werden als 
verselbständigter Abstrakti- 
on, die alles vermittelt, und 
zugleich sich weigern, das In- 
haltliche und Konkrete — die- 
ses mit der Form nicht Iden- 
tische, das nicht negiert wer- 
den darf, soll die Identität, 
die alles beherrscht, zum Ge- 
genstand der Kritik werden 
— seinerseits als Positives und 
Wahres zu verklären. Bil- 
dungsanarchismus wäre, 
nicht einfach vom Tisch wi- 
schen, was etwa im Wissen- 
schaftsbetrieb an Inhalten ge- 
boten wird, um achsel- 
zuckend auf dessen Gleich- 
gültigkeit gegenüber dem 
Wertgesetz hinzuweisen, son- 
dern die erzwungene Einheit 
von Identität und Nichti- 
dentität, die Einheit des 
Wertgesetzes mit dem, was 
es voraussetzt, an jedem ein- 
zelnen Gegenstand sichtbar 
machen. Eine Sisyphos-Ar- 
beit. Daß der Staat an ihr 
keine Freude hat, diese Er- 
fahrung läßt sich an der Uni- 
versität auf Schritt und Tritt 
machen - als eine Art Ge- 
genprobe der Wahrheit. 
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Erwünschte Nebenwirkung 


Zur Geschlechterpolitik der neoliberalen Hochschulreform 


ine erste Etappe auf dem 

Weg zur „neuen Univer- 
sität“ war die Einführung ei- 
nes neuen Uhniversitäts- 
lehrerdienstrechtes, welches 
Anfang Juli im Parlament 
von ÖVP und FPÖ be- 
schlossen wurde und ab Ok- 
tober in Kraft treten soll. Die 
Zielsetzung und die konkrete 
Ausgestaltung dieses neuen 
Dienstrechts für Unilehre- 
Innen zeigt ganz deutlich, 
was die derzeitige Regierung 
mit ihrer „Unireform“ be- 
zweckt: eine beschleunigte 
neoliberale Umstrukturierung 
des Hochschulsystems. Da- 
mit einher gehen eindeutig 
feststellbare frauendiskrimi- 
nierende Auswirkungen, wel- 
che die bestehenden hierar- 
chischen Geschlechterver- 
hältnisse an den Universitä- 
ten erneut verfestigen und ze- 
mentieren. 

Die Notwendigkeit einer 
Reform der Universitäten ließ 
sich das Bildungsministerium 
gar über ein Meinungsfor- 
schungsinstitut vom „Volk“ 
bestätigen: Über die Hälfte 
der Österreicher und Öster- 
reicherinnen finden, dass die 
Zeit für eine umfassende Mo- 
dernisierung der Universitä- 
ten reif sei. Darin sind sich 
auch alle Parlamentsparteien 
einig. Was ist nun aber unter 
dieser viel zitierten und dis- 
kutierten „Reform“ zu ver- 
stehen? In welchem gesell- 
schaftlichen und ideologi- 
schen Kontext steht sie? 


Deregulierte 
Universitäten 

Die mit dem UOG 9 bereits 
von Rot-Schwarz eingeleite- 
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te Reform des tertiären Bil- 
dungssystems muss vor dem 
Hintergrund eines weitrei- 
chenden neoliberalen Trans- 
formationsprozesses be- 
trachtet werden. Die Rolle 
der Institution Hochschule 
hat sich im Zuge des Wan- 
dels vom fordistischen Si- 
cherheitsstaat zum nationa- 
len Wettbewerbsstaat grund- 
legend geändert. Mit einiger 
Zeitverzögerung wird die 
neoliberale Strukturreform 
nun auch auf die Universitä- 
ten übertragen: Die ehemali- 
gen „Massenuniversitäten“ 
mit freiem Hochschulzugang 
sollen umgewandelt werden 
in deregulierte Dienstlei- 
stungsunternehmen. In der 
herrschenden Ideologie steht 
die Hochschule für die Res- 
source „Bildung“, die Wett- 
bewerbsvorteile und „Stand- 
ortvorteile“ sichern soll. Es 
geht mithin um die Sicherung 
der nationalen Konkurrenz- 
fähigkeit im Postfordismus. 
Neoliberale Instrumentarien 
und Kriterien werden nun 
auf Universitäten angewandt, 
um sie zu betriebswirtschaft- 
lichen Dienstleistungsunter- 
nehmen umzufunktionieren. 
Deregulierung ist der neural- 
gische Punkt, um den sich 
die Neugestaltung der Uni- 
versitäten dreht. An die Stel- 
le der bisherigen politischen 
Steuerung des Bildungssys- 
tems tritt nun eine ökonomi- 
sche bzw. marktwirtschaftli- 
che Steuerung. Da ist die ty- 
pisch neoliberale Rede von 
Steigerung der Leistungs- 
fähigkeit, Autonomie (Voll- 
rechtsfähigkeit), Effizienz- 
steigerung, leistungsgebun- 


dene Budgetzuweisung; da 
schwärmen Industriellenver- 
einigung und Professoren 
von Aufnahmetests und stu- 
dentischer „Selektion“. In 
den Worten des Bildungsres- 
sorts liest sich das so: „Um- 
fangreiche Entscheidungs- 
kompetenzen wurden vom 
Bildungsministerium zu den 
Universitäten verschoben, um 
ihnen betriebswirtschaftliches 
Agieren, Management und 
Dienstleistungsorientierung 
zu ermöglichen und damit 
die Effizienz- und Qualitäts- 
steigerungen, mehr Kosten- 
wahrheit und entsprechende 
Verbesserungen im Ressour- 
ceneinsatz zu erzielen“.! 


Neues Dienstrecht 

Die von Bildungsministerin 
Gehrer als „Sensation“ ge- 
priesene Einführung des be- 
reits erwähnten neuen 
Dienstrechts muss also im 
Zusammenhang mit diesen 
weitreichenden neoliberalen 
hochschulpolitischen Um- 
strukturierungsprozessen ge- 
sehen werden. Als Über- 
gangsdienstrecht soll es die 
Vollrechtsfähigkeit der Uni- 
versitäten, die bereits für 
Herbst 2002 geplant ist, ein- 
leiten und einer „Zupragma- 
tisierung“ des wissenschaftli- 
chen Personals entgegenwir- 
ken. Mit der Dienstrechtsno- 
velle hat die Regierung an 
den Universitäten als erster 
Einrichtung des Bundes das 
Beamtentum bzw. die Prag- 
matisierung abgeschafft und 
stattdessen privatrechtliche, 
zeitlich befristete Dienstver- 
hältnisse eingeführt. Dies al- 
les ohne Streiks und Proteste 


Als eines der wichtig- 
sten so genannten 
„Reformprojekte" der 
blauschwarzen Regie- 
rung gilt der Umbau 
der österreichischen 
Universitäten. 


von EVvı GENETTI* 


*) Evi Genetti studierte Po- 
litikwissenschaft und Frau- 
enforschung und arbeitet 
im Projektzentrum Frauen- 
förderung der Uni Wien. 
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von Seiten der betroffenen 
UniversitätslehrerInnen. Mit 
den offiziellen VertreterInnen 
der DienstnehmerInnenseite, 
der Hochschullehrergewerk- 
schaft erzielte die Regie- 
rungsseite einmal mehr einen 
so genannten „Kompromiss“, 
ohne jedoch substantielle Zu- 
geständnisse gemacht zu ha- 
ben oder gar vom geplanten 
Modell abgerückt zu sein. 
Kein Wunder also, wenn 
ÖVP und FPÖ über diesen 
„Durchbruch“ jubeln (Presse 
vom 5.7.01). 

Als neues wissenschaftli- 
ches Laufbahnmodell wurde 
das so genannte „Vier-Säu- 
len-Modell“ eingeführt: Eine 
wissenschaftliche Karriere be- 
ginnt von nun an als „wis- 
senschaftliche/r Mitarbeite- 
rIn“ für die Dauer von vier 
Jahren; nach der Promotion 
besteht die Möglichkeit zur 
Bewerbung für eine auf sechs 
Jahre befristete Assistenz- 
stelle; danach ist eine erneute 
Bewerbung als befristete/r 
VertragsprofessorIn oder un- 
befristete/r Universitätspro- 
fessorIn vorgesehen. Eine 
Ausnahme bilden die so ge- 
nannten „Staff Scientists“ als 
eine Art Systemerhalter mit 
einem zeitlich unbefristeten 
Dienstverhältnis. Die Unilei- 
tung kann über derartige 
Stellen eigenständig und je 
nach Bedarf der Institute ent- 
scheiden. 

Abgesehen von den Staff 
Scientists enden im neuen 
Dienstrecht sowohl das Aus- 
bildungsverhältnis der wis- 
senschaftlichen Mitarbeite- 
rInnen als auch die Dienst- 
verhältnisse der AssistentIn- 
nen und der Vertragsprofes- 
sorInnen in allen Fällen 
durch Zeitablauf. Eine Ver- 
längerung der jeweiligen Ver- 
tragsdauer durch irgendeine 


Form der Weiterbestellung 
ist nicht vorgesehen. Eine 
Ausnahme ist die Verlänge- 
rung des Dienstverhältnisses 
eines/einer befristeten Ver- 
tragsprofessorIn auf unbe- 
stimmte Zeit durch den Rek- 
tor. Für jede höhere Ver- 
wendung ist eine Neubewer- 
bung vorgesehen. Diese Re- 
gelung bedeutet, dass keine 
durchgängige Karrieremög- 
lichkeit mehr gegeben ist. 
Durch die diskontinuierliche 
Gestaltung des akademi- 
schen Werdegangs wird die 
Universität von einem Ort 
der Qualifizierung des wis- 
senschaftlichen Nachwuch- 
ses als Teil einer langfristigen 
Karriereplanung zu einer 
kurzfristigen Durchgangs- 
station ohne wissenschaftli- 
che Perspektive. 

Die zunehmende Fluk- 
tuation des wissenschaftli- 
chen Personals wird länger- 
fristig einen Qualitätsverlust 
bewirken, da ein kontinuier- 
licher Aufbau von wissen- 
schaftlicher Kompetenz und 
Qualifikation erschwert wird. 

Was das unter den be- 
schriebenen Bedingungen für 
kritische Sozialwissenschaf- 
terInnen und Geschlechter- 
forscherInnen bedeutet, kann 
man sich leicht ausmalen. Die 
marktwirtschaftliche Steue- 
rung von Bildungseinrich- 
tungen bewirkt zwangsläufig, 
dass nur jene Fächer sich ent- 
falten können, die ökono- 
misch verwertbar sind: tech- 
nische und betriebswirt- 
schaftliche Studienrichtun- 
gen, Teile der Naturwissen- 
schaften und die Medizin. 
Auf die Sozialwissenschaften 
steigt der Druck enorm, sich 
dem Staat und den Märkten 
anzudienen. Mit der so ge- 
nannten „Standortbereini- 
gung“ hat diese Kosten-Nut- 


1. BM:BWK 2001: Universitäten und Hochschulen in Öster- 
reich. Reformen 2001, Wien: 9. 
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zen-Rechnung von bestimm- 
ten Fächern bereits einge- 
setzt. In der marktorientieren 
Ausdifferenzierung von 
ganzen Fachgebieten tut sich 
der von der Regierung einge- 
setzte Rat für Forschungs- 
und Technologieentwicklung 
besonders hervor: Er emp- 
fiehlt die „zukunftsweisen- 
den“ Lebenswissenschaften, 
Biowissenschaften und Ver- 
kehrstechnik als inhaltliche 
Schwerpunkte zu setzen. Für 
gesellschaftskritische Wis- 
senschaft - in Österreich oh- 
nehin schwach ausgeprägt — 
wird der Raum noch enger 
werden; entweder sie wird fi- 
nanziell ausgehungert oder 
die befristeten Dienstverträ- 
ge werden einfach nicht mehr 
verlängert. 


Geschlechterpolitische 
Folgen 

Von diesen forschungspoliti- 
schen Hierarchisierungen 
einmal abgesehen, sind die 
geschlechterpolitischen Im- 
plikationen des derzeitigen 
neoliberalen Umbaus des ter- 
tiären Bildungssystems kata- 
strophal. Deutlich sichtbar 
wird dies einmal mehr beim 
neuen Dienstrecht für die 
Universitäten, das ja nur bei 
derzeit nicht-pragmatisierten 
und neuen Dienstverhältnis- 
sen wirksam wird. Auf Frau- 
en wirkt das neue Dienst- 
recht besonders nachteilig, 
da gerade sie es sind, die vor- 
rangig in befristeten bzw. 
provisorischen Dienstver- 
hältnissen an den Unis be- 
schäftigt sind. Im Bereich des 
wissenschaftlichen Nach- 
wuchses sind ca. 1500 Perso- 
nen in befristeten Dienstver- 
hältnissen von dieser neuen 
Regelung bedroht, 2/3 davon 
sind Frauen. Demnach wird 
der Frauenanteil am wissen- 
schaftlichen Personal mit der 
Einführung des 
Dienstrechts deutlich sinken. 


neuen 


Somit macht die Regie- 
rung gerade in einer Situa- 
tion, in der nach langjähri- 
gen gleichstellungspoliti- 
schen Bemühungen, Frauen 
zumindest in der untersten 
Stufe der universitären Hier- 
archie verstärkt Fuß gefasst 
haben, diese ohnehin gerin- 
gen Erfolge universitärer 
Gleichstellungspolitik wie- 
der rückgängig. Die wenigen 
Wissenschafterinnen, die zu- 
meist in befristeten bzw. pro- 
visorischen Dienstverhält- 
nissen beschäftigt sind, wer- 
den erneut hinausgedrängt 
und von der Universität ver- 
wiesen. Denn die erforder- 
ten Neubewerbungen setzen 
zudem voraus, dass eine ent- 
sprechende Stelle in der je- 
weiligen höheren Hierar- 
chieebene auch frei ist. Es 
steht jedoch zu befürchten, 
dass angesichts bestehender 
Budgetrestriktionen Stellen 
in Hinkunft zunehmend eher 
abgebaut als ausgebaut wer- 
den. Die angekündigten 
„Karrieremöglichkeiten“ für 
junge WissenschafterInnen 
geraten zur bloßen Augen- 
auswischerei. 

Im Zuge der Diskussion 
rund um die Dienstrechtsno- 
velle wurde in etlichen Reso- 
lutionen und Stellungnahmen 
dezidiert auf diese ge- 
schlechtsspezifischen bzw. 
frauendiskriminierenden 
Auswirkungen des geplanten 
„Vier-Säulen-Modells“ hin- 
gewiesen und statistisch be- 
legt. Die demonstrative Miss- 
achtung dieser nachweisba- 
ren strukturellen Frauen- 
feindlichkeit des neuen Dien- 
strechts zeigt ganz deutlich, 
wie ernst die derzeitige Re- 
gierung gleichstellungspoliti- 
sche Anliegen nimmt. Eine 
neokonservative Wende in 
Hinblick auf eine verstärkte 
Remaskulinisierung der Uni- 
versitäten erscheint somit als 
erwünschte Nebenwirkung. 


Context XXI 


Kosten-Wahrheit 


ei uns studiert man am 

längsten — Österreich 
hält traurigen Rekord bei 
Studiendauer und Studien- 
kosten“ - titelt die Kronen 
Zeitung am 14. Juni 2001 
und greift damit — wie ande- 
re österreichische Tageszei- 
tungen auch - eine APA- 
Meldung vom Vortag auf. 
Die Artikel - etwa im Kuri- 
er oder im Standard - über- 
mitteln mehr oder minder in- 
formationsverlustfrei, was die 
Nachrichtenagentur über das 
professionell beworbene Er- 
scheinen der achten Ausga- 
be des OECD-Berichts 
„Education at a glance“ zur 
Neuigkeit erhob. „Akademi- 
sche Ausbildung dauert in 
Österreich mit durchschnitt- 
lich 6,4 Jahren zu lange und 
ist mit mehr als einer Milli- 
on Schilling pro Studieren- 
dem doppelt so teuer wie im 
Durchschnitt“ 
Kurier. 


zitiert der 


Bildungsministerin Geh- 
rer lässt noch am selben Tag 
vermelden, sie sähe die Poli- 
tik der Regierung durch die 
OECD bestätigt. „Die Un- 
tersuchung bestätige, dass 
Österreich überdurch- 
schnittlich viel für Ausbil- 
dung von Schülern und Stu- 
denten investiere.“ (APA, 
13.6.2001). Bereits wenige 
Tage später (am 30. Juni) 
schätzt sich ein Jus-Student 
in einer vom Bildungsmini- 
sterium finanzierten Verlags- 
beilage im „Standard“ glück- 
lich, dank der Studienge- 
bühren endlich etwas zu der 
Million Schilling Ausbil- 
dungskosten beitragen zu 
dürfen, die für sein Studium 
anfielen. Die in den Zei- 
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tungsberichten zitierten Stu- 
dienkosten von 72.184 US- 
Dollar je StudentIn scheinen 
noch weit symbolträchtiger 
als der bislang vom Ministe- 
rium bemühte, im Hoch- 
schulbericht 1999 ausgewie- 
sene Durchschnittswert von 
ÖS 120.708,- je StudentIn 
und Jahr. 


Mediale Interpretationen 
Dass aus dem Erscheinen ei- 
nes Jahrbuchs ein mediales 
Ereignis wird, liegt zu aller- 
erst an der konsequenten 
Pressearbeit der OECD-Teil- 
Institutionen selbst: Jede 
Ausgabe des „Education Ou- 
tlooks“, der im wesentlichen 
die Ergebnisse einer bil- 
dungsstatistischen Daten- 
bank wiedergibt, findet — 
und nicht nur in Österreich - 
großes mediales Echo und 
reizt politische AkteurInnen 
zu einschlägigen Kommen- 
taren. 

Dass nur ein Teil der Er- 
gebnisse jährlich neu erar- 
beitet werden, ist nicht das 
einzige Detail, das den 
Zwängen der Nachrichten- 
produktion zum Opfer fällt. 
Die Mehrheit aller Definiti- 
onsbestandteile, die den ge- 
botenen Indikatoren wissen- 
schaftliche Respektabilität 
einbringen sollen — schließ- 
lich ist die OECD eine der 
wichtigsten AnbieterInnen 
wirtschaftsstatistischer Da- 
ten weltweit — gehen „natur- 
gemäß“ in der Kette Pres- 
seaussendung — Agenturmel- 
dung - Zeitungsartikel ver- 
loren. 

Beispiel „längste Studien- 
zeit“: Erstens handelt es sich 
nicht um die Zeit bis zum 


Abschluss, sondern um eine 
mithilfe einer Näherungsfor- 
durch- 


schnittliche Verweildauer in 


mel berechnete 
einem Ausbildungssegment. 
Zweitens handelt es sich 
nicht um „Universitätsstu- 
dentInnen“, sondern um al- 
le Personen im tertiären Bil- 
dungssegment gemäß der In- 
ternational Standard Classi- 
fication for Education (IS- 
CED 1976 bzw. 1997), das 
einjährige Lehrgänge genauso 
wie etwa pädagogische Lehr- 
anstalten oder Fachhoch- 
schulen umfasst. Drittens 
handelt es sich nicht um In- 
dividuen, sondern um Voll- 
zeitäquivalente (auch wenn 
das aufgrund der von Öster- 
reich zur Verfügung gestell- 
ten Daten kaum eine Rolle 
spielt). Viertens handelt es 
sich nicht um eine Neuigkeit: 
die „durchschnittliche Ver- 
weildauer im tertiären Bil- 
dungsbereich“ wurde 1997 
für das Studienjahr 1994 er- 
rechnet und in den OECD- 
Berichten seitdem unverän- 
dert fortgeschrieben. 

Bei aller Verflachung der 
wiedergegebenen Informati- 
on scheinen doch die Kern- 
aussagen gerettet, erhalten 
doch die Daten ihren sensa- 
tionellen und politischen 
Charakter allein aus der Rei- 
hung, in die sie gebracht 
sind: in Österreich studiert 
„man“ am längsten, „am teu- 
ersten“ usw. — nicht zu ver- 
gessen die „im OECD- 
Schnitt niedrige Akademi- 
kerquote“. 


Hinkende Vergleiche 
Letztes Jahr noch wies das 
BMBWK zu identen Befun- 
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Zur Rechtfertigung 
von Studiengebühren 
hat der Indikator „Ko- 
sten je Studentin" 
Hochkonjunktur. Die 
Schwächen der Indika- 
torenbildung und der 
Interpretation sind ne- 
bensächlich - ob nun 
mehr oder weniger: 
die eigentlichen politi- 
schen Fragen werden 
verdrängt. 


VON GÜNTER HEFLER* 


*) Günter Hefler studierte 
Philosophie, Soziologie, Poli- 
tikwissenschaft und arbeitet 
als Gesellschafter der For- 
schungsgesellschaft für an- 
gewandte Sozial- und Struk- 
turanalyse (FAS) in Wien. 
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Übersicht: Rezente Vorschläge Indikatoren ‚Kosten je StudentIn‘ in Österreich 


Kosten pro 4 
Modell Gesamtaufwand StudentInnen Jahr/Studentin | 
Hochschulbudget 11.279US$PPP | 
- klinischer Mehraufwand Vollzeitäquivalente (1998) 7 
+ hochschulrelevante (allerdings: nur rund 8000 | (Purchasing Power 7 
Forschungsförderung TZ-Studierende Parities (PPP); v 
- ausgeschiedene Anteile an ausgewiesen.) standardisiertes A 
OECD 2001 hochschulrelevanter Studierende der Kaufkraftäquivalent 7 
Forschungsförderung Universitäten, zum US-Dollar. ‚ 
+ Kosten für nicht-universitäre Fachhochschulen, Umrechnungsfaktor für \ 
Ausbildung in ISCED 5, 6a (z.B. | Akademien und Collegs 1998: 1 US $ PPP = 7 
Fachhochschulen, Pädaks usw.) 13,73 ATS) 7 
Hochschulausgaben (inkl. / 
’ Gesamtaufwand | Yniversitätskliniken) ohne 4 
/ durch hochschulrelevante ’ 
BMWV Studentinnienzahl Forschungsförderung, exklusive | Personen laut 120.708,- ATS / 
1999 Ausgaben für Fachhochschulen, Hochschulstatistik (1998) ’ 
; exklusive Ausgaben sonstige 7 
post-sekundäre Bildung (Kollegs, A 
Pädaks etc.) 
Exklusion von 
mutmaßlichen 
j 30 % des Hochschulbudgets für | Scheininskribentinnen ’ 
| Wohlfahrt/ Lehre, zahlreiche weitere Zu- (20 % der Inskribierten) ca. 40.000 7 
Sturn 1999 und Abrechnungen zur Schätzung RD = j 
4 Eingrenzung des Lehraufwands Vollzeitäquivalente, (25% A 
der verbleibenden 
Basis TZ-StudentInnen) 


den des Vorgängerberichts 
(am längsten, am teuersten, 
zu wenige) auf „strukturelle 
Unzulänglichkeiten“ der Ver- 
gleichsansätze hin (vgl. APA 
16.5.2000). Tatsächlich sind 
gerade die Unterschiede na- 
tionaler Bildungssysteme und 
die daraus resultierenden 
Einschränkungen der Ver- 
gleichbarkeit der 
Hauptthemen der bisher er- 


eines 


schienenen acht Ausgaben 
des „Education Outlook“. 
Naheliegendes wird - in 
den sperrigen Kommentar- 
teilen und verteilt über acht 
Einzelausgaben - mitgeteilt. 
Unterschiede ergeben sich 
insbesondere aus dem Ver- 
hältnis zwischen kurzen und 
langen Studiengängen. Ent- 
scheidend sind ferner die im 
Universitätsbudget enthalte- 
nen Forschungskosten. In 
Österreich ist der Anteil der 
Forschungskosten an den 
Ausgaben für das tertiäre 
Segment unter allen unter- 
suchten Staaten am höchsten 
(nämlich 37 %). Differen- 
ziertere Betrachtungen er- 
möglichen ohne weiteres, die 
„Position Österreichs“ in 
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günstigerem Licht erschei- 
nen zu lassen. 

Bessere Näherungen für 
den Indikator „Kosten je 
StudentIn“ für Vergleichs- 
und Bewertungszwecke las- 
sen sich jederzeit errechnen, 
In der von Wohlfahrt und 
Sturn herausgegebenen Stu- 
die 


Hochschulzugang und seine 


„Der gebührenfreie 


Alternativen“ werden für die 
Größen „Zahl der Studie- 
renden“ und „Gesamtauf- 
wand“ alternative Berech- 
nungen angestellt und argu- 
mentativ begründet (vgl. die 
Übersicht). Insbesondere 
wird dem Faktum „Teilzeit- 
studierende“ Rechnung ge- 
tragen und der Forschungs- 
aufwand nicht als Lehrko- 
sten berücksichtigt. Der 
durchschnittliche institutio- 
nelle Lehraufwand je Stu- 
dentIn wird mit näherungs- 
weise öS 40.000,- je Studien- 
jahr angenommen. Auch der 
Hinweis, dass der reale Lehr- 
aufwand teils höher, teils - 
in Studien mit sehr schlech- 
tem Betreuungsverhältnis — 
deutlich niedriger ist, fehlt 
nicht. 


Was heißt hier Kosten? 
Allen in der Übersicht skiz- 
zierten Durchschnittskosten 
ist eine Eigenschaft gemein: 
sie messen nicht eine Lei- 
stung, die StudentInnen 
tatsächlich zur Verfügung 
steht. Es geht nicht um reale 
Unterrichtsstunden, nicht um 
reale Betreuungseinheiten, 
nicht um zur Verfügung ge- 
stellte Infrastruktur. 

Eine idealtypische Wirt- 
schaftswissenschafterIn wür- 
de über die Interpretation 
„Durchschnittskosten = er- 
brachte Leistung“ auch nur 
den Kopf schütteln. Ein In- 
dikator hilft Problemzonen — 
„Effizienzdefizite“ - zu iden- 
tifizieren. Vielleicht kosten 
unsere Universitätsprofesso- 
tInnen zuviel? Vielleicht sind 
die Fixkosten zu hoch? Viel- 
leicht haben wir zu wenige 
StudentInnen, eine zu starke 
Unterauslastung? „Das muss 
man sich erst genau anschau- 
en“ — heißt die gegen Kritik 
immunisierende Zauberfor- 
mel. Die politische Agenda, 
die mit der Durchsetzung 
von ausgewählten Kennzah- 
len einhergeht, bleibt jedoch 


bestehen. Durch den Rück- 
zug auf eine methoden „kri- 
tische“, „schwache“ „wis- 
senschaftliche“ Interpretati- 
on der Indikatoren werden 
die politischen Effekte - de- 
nen gerade die Wirtschafts- 
wissenschaften viel an finan- 
zieller Unterstützung ver- 
danken - schlichtweg ver- 
leugnet. 

Nichtmessbares messbar 
machen ist der Sinn von In- 
dikatoren: die Beurteilung, 
ob ein gebildeter Indikator 
anders nicht beobachtbare 
Phänomene erfasst und ob 
mit ihm die relevanten Phä- 
nomene erfasst werden, 
bleibt - über alle definitori- 
schen und technischen Fra- 
gen hinweg — entscheidend. 

Es sind nicht nur Mängel 
der Robustheit im Zeitver- 
lauf, die den OECD-Indika- 
tor „Kosten/Studentin“ so 
problematisch machen. (vgl. 
Diagramm: Wer von uns hat 
irgendetwas von den ausge- 
wiesenen Schwankungen 
„Ausgaben je StudentIn“ 
mitbekommen?). Es ist das 
politisch instrumentalisierte 
Fehlen der Insistenz darauf, 
die Verbindung zwischen den 
Messergebnissen der Indika- 
toren und der vorgeblich be- 
schriebenen Realität zu ex- 
plizieren. 

Durchschnittsbildungen 
weisen immer das Problem 
auf, dass die Ergebnisse vom 
Zähler (Ausgaben) wie vom 
Nenner (StudentInnenzahl) 
gleichermaßen abhängen. 
Veränderungen in Global- 
größen - selbst vielfältig zu- 
sammengesetzt — unkom- 
mentiert als Beschreibungen 
von Realitäten auszugeben 
(„Viel Geld für Studieren- 
de“) ist die vielkritisierte 
„Manipulation mit Statistik“. 
Jede Kritik an der Verwen- 
dung und Instrumentalisie- 
rung statistischer Indikatoren 


bleibt jedoch hilflose Rheto- 


Context XXI 


rik, wenn nicht alternative 
Beschreibungen - neue Evi- 
denzen — erzeugt werden 
können. 


Neue Soziographie, 
alternative Indikatoren, 
linke Politik 

Indikatoren enthalten eine 
Theorie, worauf es gesell- 
schaftspolitisch ankommt. 
Mit dem Indikator „Ausga- 
ben je StudentIn“ ist die Po- 
lemik, eine gesellschaftliche 
Gruppe bekäme etwas ohne 
Gegenleistung („neo-libera- 
le Variante“) bzw. werde ge- 
genüber anderen Bevölke- 
rungsgruppen bevorzugt (li- 
beral-sozialdemokratische Va- 
riante) mitproduziert, der 
Verteilungskampf eröffnet. 
Wenn sich diese Kernaussa- 
ge hält, ist es nahezu gleich- 
gültig, wie realistisch oder ab- 
surd der Indikator misst. 

Angreifbar sind Indikato- 
ren nur durch die Etablie- 
rung neuer Indikatoren, die 
neue politische Programma- 
tiken mit sich bringen. Die 
(neuerliche) Setzung politi- 
scher Agenden, die (sozial- 
wissenschaftliche) Beschrei- 
bung der Problembereiche 
und die Erfindung neuer 
Kennzahlen, die den Hand- 
lungsbedarf untermauern, 
bilden eine Einheit. Zwei be- 
liebige Beispiele: 

Also: Institutionen wie 
Universitäten, die große Be- 
völkerungsteile ausschließen, 
üben symbolische Gewalt 
über die Ausgeschlossenen 
aus: Sie beeinflussen das Le- 
ben von Menschen, die auf 
die Gestaltung dieser Insti- 
tutionen so gut wie keinen 
Einfluss haben, weil sie aus 
ihnen ausgeschlossen sind — 
das ist eine altbekannte Be- 
gründung für die Notwen- 
digkeit, die Hochschulen zu 
öffnen, Forschung und Lehre 
für und durch alle zu for- 


dern. Indikator für die Öff- 
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Bildungsausgaben pro Studierenden in Österreich 


(OECD Education Outlook) 


mm Kosten/Studentin VZÄ 


Tertiärbereich insgesamt 
absolute Zahlen US $ PPP 
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Tertiärbereich insgesamt 
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letzten ausgewiesenen Wert 


1992 
(1995) 


1993 
(1996) 


1994 
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Quelle: OECD 1992 — 2001, eigene Berechnungen 


nung wäre z. B. der Anteil 
der Bevölkerung, der jeder- 
zeit in der Lage ist, ein Hoch- 
schulstudium eigener Wahl 
aufzunehmen und damit Ein- 
fluss auf das, was in Kran- 
kenhäusern getan oder in 
Schulen unterrichtet wird, zu 
nehmen. 

Also: Wir stellen fest, wel- 
che Ressourcen Studierende 
für ihr Studium benötigen, 
wie viel an innovativen, for- 
schungsbezogenen Inhalten, 
wie viel Betreuung durch 
Lehrende, wie viel Zeit zur 
kollektiven Arbeit mit Kolle- 
gInnen, wie viel Anerken- 
nung für erbrachte Lern- und 
Forschungsleistungen, wie 
viel Gestaltungsautonomie 
der individuellen und insti- 
tutionellen Abläufe, welche 
Gegenstrategien gegen dis- 
kriminierende, sexistische, 
rassistische Praktiken, wie 
viel soziale Absicherung, wel- 
che 
selbstbestimmten Einstieg in 
die Berufstätigkeit usw. Dann 
stellen wir fest, wie viel da- 


Unterstützung zum 


von die Universitäten bieten 
und wie sich das Angebot im 
Zeitverlauf geändert hat, ob 


es Ungleichheiten gibt, ob 
das Ausmaß dieser Un- 
gleichheiten steigt und ob die 
Benachteiligungen z.B. in ei- 
nem signifikanten Verhältnis 
zum Geschlecht und zur so- 
zialen Herkunft stehen. 


.. und nicht vergessen ... 

Versuche, mit den immer sel- 
ben Indikatoren weitere Ein- 
und Ver- 
schlechterungen im Hoch- 
schulbereich zu rechtfertigen, 
kommen so bestimmt wie die 


schränkungen 


neunte Ausgabe des 'Educa- 
tion Outlooks'. Die Vorteile 
der durch die Studienge- 
bühren radikal sinkenden In- 
skriptionszahlen hat Ministe- 
rin Gehrer in Beantwortung 
einer parlamentarischen An- 
frage ihres Parteifreundes 
Werner Amon schon skiz- 
ziert: „Durch die Einführung 
der Gebühren wird es laut 


1995 
(1998) 


Bezugsjahr (Publikationsjahr) 


1997 
(2000) 


1998 
(2001) 


Gehrer auch zu einer Berei- 
nigung der Studierendenda- 
ten und damit auch all jener 
Indikatoren und Benchmarks 
kommen in deren Berech- 
nung die Gesamtzahl der 
Studierenden eingeht. So sei 
zu erwarten, dass sich das Be- 
treuungsverhältnis an den 
wissenschaftlichen Unis zwi- 
schen Uni-Professoren und 
Studenten von derzeit 1:23,9 
auf 1:16,2 verändern werde. 
Auch die staatlichen Ausga- 
ben pro StudentIn würden 
sich von derzeit rund 110.000 
Schilling pro Jahr auf rund 
170.000 S erhöhen.“ (on-line 
standard/APA 20.08.2001) . 
2004 wird demnach die 
OECD feststellen, dass in 
Österreich für jede Studen- 
tIn rund 2 Millionen Schil- 
ling zur Verfügung stehen, 
soviel wie nirgends sonst auf 
der Welt. 
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Praxis, die: Tätigkeit, 
Ausübung, Erfahrung 


Plädoyer für eine Beschreibung studentischer Praxis 


Ein Versuch, die übli- 
che Perspektive univer- 
stärer Bildungs- 
theorien durch etwas 
zu ergänzen, was 
meist völlig ausge- 
blendet ist: die konkre- 
te Anschauung des- 
sen, was StudentInnen 
tun, wenn sie studie- 
ren. 


VoN EvA.KRIVANEC 
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ie folgenden Gedanken 
D.. einer Beschreibung 
studentischer Praxis entstan- 
den aus der Motivation her- 
aus, die sich während meines 
Studiums verdichtenden 
Wahrnehmungen mit Unter- 
titeln zu versehen. Sie werden 
‚blinden 


Flecken‘, die sich aus einer 


versuchen, die 


bildungsökonomischen Per- 
spektive einerseits, 
pädagogischen Programmati- 


aus 


ken andererseits ergeben, 
durch etwas zu ergänzen, was 
einfach klingt, aber in der Re- 
gel völlig ausgeblendet ist: die 
konkrete Anschauung dessen, 
was StudentInnen tun, wenn 
sie studieren. 

In einer Situation, in der 
die öffentliche Repräsentati- 
on studentischer und univer- 
sitärer Praxis mit derselben 
in etwa so viel gemein hat wie 
eine „Universum“-Doku- 
mentation mit dem Leben der 
in ihr dargestellten Tiere, er- 
hält bereits das genauere Hin- 
sehen die Aura des Unerhör- 
ten. Die Ergebnisse einer sol- 
chen „teilnehmenden Beob- 
achtung“ widersprechen 
nämlich nicht nur den Be- 
hauptungen neoliberaler Lei- 
stungsapostel und Elitefeti- 
schistInnen, sie werfen auch 
zentrale Fragen zu den Be- 
dingungen sinnvoller, die In- 
teressen aller Beteiligten (Stu- 
dentInnen, LektorInnen, Bi- 
bliothekarInnen, etc.) för- 
dernder Formen der Ver- 
mittlung und der Produktion 
wissenschaftlichen Wissens 
auf. 


Faktor Bildung 

Seit sich die Volkswirt- 
schaftslehre für Bildung in- 
teressiert - und das tut sie erst 
knapp 40 Jahre - erklärt sie 
mit dem Faktor Bildung nur 
gesamtwirtschaftliche Wachs- 
tumsprozesse: konkurrieren- 
de Schulen unterscheiden 
sich in diesem Punkt nicht. 
Während die wirtschaftlichen 
Vorteile steigenden Bildungs- 
niveaus unumstritten sind, 
konzentrieren sich die Kon- 
flikte auf Verteilungsfragen: 
Wer profitiert von der „Inve- 
stition in human capital“ in 
welchem Umfang, und wer 
soll deshalb in welchem Um- 
fang für die Kosten — die di- 
rekten wie Lehrkosten; die in- 
direkten wie Verdienstent- 
gang und Freizeitverzicht — 
aufkommen: der Staat, die 
Unternehmen, die Individu- 
en? Von einer Produktivität 
jenseits des „human capitals“, 
das nach Ende der Ausbil- 
dung in der Produktion ver- 
nutzt wird, nehmen bil- 
dungsökonomische Diskurse 
keine Notiz: eine Produktion, 
die keinen Preis hat, liegt 
außerhalb der disziplinären 
Wahrnehmung. 


Wert an sich 

Pädagogische Theorien uni- 
versitärer Bildung hingegen 
gehen ‚wertfrei‘, in der hu- 
manistischen Tradition, von 
Bildung als Wert an sich aus, 
der keiner weiteren Begrün- 
dung bedarf. Es wird nach 
den angemessensten und wir- 
kungsvollsten Formen der 
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Vermittlung von Wissen und 
von Fertigkeiten gesucht, wo- 
bei die Kriterien des Ange- 
messenen und Wirkungsvol- 
len je nach theoretischer Aus- 
richtung und politischer In- 
tention der ForscherInnen na- 
hezu beliebig variabel schei- 
nen. Hier gibt es nun natür- 
lich die Rede von aktiven, 
partizipatorischen, produkti- 
ven Bildungsprozessen, auch 
von Praxisorientierung und 
von lebenslänglich... Wonach 
aber nicht gefragt wird, ist die 
gesellschaftliche Einbettung 
solcher Bildungsprozesse 
oder anders gesagt: ein und 
dieselbe pädagogische Pro- 
grammatik kann auf völlig di- 
vergierenden ideologischen 
Voraussetzungen aufbauen. 


Nutzen und Praxis 
An diesem Punkt scheint ein 
Brecht’sches Fragen ange- 
bracht: Wem nützt diese Bil- 
dung? Wem zu nützen gibt 
sie vor? Wozu fordert sie auf? 
Welche Praxis entspricht ihr? 
Doch solange nicht die er- 
ste Frage auch die Pädagogik 
und die letzte Frage auch die 
Bildungsökonomie zu inter- 
essieren beginnt, bleibt eine 
ernsthafte Diskussion über 
die Verortung jener, die zwar 
durchwegs zum „selbständi- 
gen wissenschaftlichen Ar- 
beiten“ angehalten werden 
sollen, doch nur nicht auf die 
Idee kommen dürfen, ihr Tun 
als selbständiges wissen- 
schaftliches Arbeiten zu be- 
zeichnen, völlig aussichtslos. 
Dieser folgenreiche Wi- 
derspruch zwischen der 
Sprachmächtigkeit pädagogi- 
scher Anforderung wie auch 
der realen Macht ökonomi- 
scher Zwänge einerseits und 
der Sprachlosigkeit der Stu- 
dentInnen selbst, wenn es 
darum geht, ihre eigene Tätig- 
keit zu beschreiben anderer- 
seits, löst die Selbstwahrneh- 
mung und Selbstsetzung auf 
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in ein „noch nicht“, ein „hof- 
fentlich bald“, ein „später 
dann“, das jede Affirmation 
der momentanen Tätigkeit 
des Studierens als Produkti- 
on zum Verstummen bringen 
muss, jede stabilere Positio- 
nierung aufschieben muss. 


sprachlos buchstabieren 

Auch mir gelingt die Be- 
schreibung meiner Produkti- 
on nur - noch schlimmer 
wird’s beim Versuch die gei- 
Per- 
spektive zumindest ansatz- 


steswissenschaftliche 


weise zu erweitern - in Form 
einer unsystematischen und 
sehr unvollständigen Aufzäh- 
lung von Tätigkeiten, Aneig- 
nungs- und Herstellungser- 
gebnissen: Bibliographien, 
Recherchen, Material- und 
Datensammlungen, Experi- 
mente, Ergebnisanalysen, 
Feldforschungen, Literatur- 
bearbeitungen, Quellenana- 
lysen, Zusammenfassungen, 
Diskussionsbeiträge, Refera- 
te und Vorträge, Vermittlun- 
gen und Moderationen, Er- 
klärungen, kleinere und grö- 
ßere wissenschaftliche Arbei- 
ten, Notizen, Reflexionen, 
Fachterminologien, Modelle, 
Methodenaneignungen, -er- 
weiterungen, -entwicklungen, 
etc. 


dunkelgraue Literatur 
Diese Schwierigkeiten kom- 
men nicht von ungefähr und 
sie legen ein Problem offen, 
mit dem viele StudentInnen 
zu kämpfen haben: einem 
Rechtferti- 
gungsdruck zu unterliegen. 
Nahezu alle diese kleine- 


permanenten 


ren oder größeren, fertigen 
oder unfertigen, guten oder 
weniger guten Teile wissen- 
schaftlicher Produktion wer- 
den zu einer traurigen Exi- 
stenz als eine Art dunkelgraue 
Literatur - in ProfessorIn- 
nenzimmern, Altpapiercon- 
tainern, den Computern der 
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AutorInnen, in einer einzel- 
nen Lehrveranstaltung und, 
wenn es gut geht, noch einem 
Diskussions- oder Lesekreis 
- verdammt und damit un- 
sichtbar gemacht. Und wie 
sollen sich die HerstellerIn- 
nen von dieser - man möchte 
fast sagen — klandestinen, den 
Untergrund nie verlassenden, 
Produktion selbst als Produ- 
zentInnen verstehen, wenn es 
das, was sie erzeugen, gar 
nicht zu geben scheint? 


kollektive Produktion 
vs. geniale Einzel- 
gängerlnnen 
Gleichzeitig ist aber die Pro- 
duktivität von so großen For- 
schungsinstitutionen wie den 
Universitäten ganz stark da- 
von abhängig, daß es eine 
Menge StudentInnen gibt, 
und daß diese im Rahmen ih- 
res Studiums wissenschaftlich 
arbeiten. Wie könnten sich 
Lehrende einen halbwegs 
breiten Überblick über die 
aktuelle Forschungslage und 
-Jiteratur ihres Fachs erhal- 
ten, würden sie nicht laufend 
Seminararbeiten, Diplomar- 
beiten und ähnliche von Stu- 
dierenden verfaßte Texte le- 
sen? Wie könnten — gerade in 
den Naturwissenschaften — 
Institute mit relativ geringem 
Budget Projekte entwickeln, 
gäbe es nicht hoch interes- 
sierte StudentInnen, die dar- 
an freiwillig mitarbeiteten? 
Die Universität als Insti- 
tution, die von ihrer Prozes- 
sualität her - dort wo sie 
tatsächlich noch forscht - 
durch das Bild einer hoch- 
gradig arbeitsteiligen, aber 
gleichzeitig nur in kollektiver 
Arbeitsweise funktionieren- 
den, auf regen Austausch zwi- 
schen allen Beteiligten ange- 
wiesenen Produktionsstätte 
zu beschreiben wäre, ist selbst 
permanent damit beschäftigt 
ein ganz anderes Bild, das der 
„genialen EinzelgängerIn- 


nen“, der „FachexpertIn- 
nen“, der „RepräsentantlIn- 
nen einer Disziplin“ durch- 
zusetzen. Dabei werden groß- 
teils Frauen „eliminiert“ und 
StudentInnen können in die- 
ser Perspektive nur als „lästi- 
ges Beiwerk“ bzw. als „Kon- 
sumentInnen konsekrierter 
Lehre“ dargestellt werden. 


Hierarchisierungs- 
maschine 

Die Wirksamkeit der Ver- 
schleierung ist offensichtlich: 
Die Haltung vieler Studen- 
tInnen - eingeschrieben in 
die Köpfe wie in die Körper 
- entspricht dem Bild, das 
wiederholt und eindringlich 
verbreitet wird. An den Wän- 
den entlang schleichend be- 
treiben sie ihre Unsichtbar- 
machung weiter, ihre leise 
Empörung wird kanalisiert 
und richtet sich gegen un- 
freundliche Sekretärinnen, 
falsch angegebene Öffnungs- 
zeiten, nie vorhandenes Klo- 
papier, sie fühlen sich wie auf 
einem Amt und wären doch 
lieber im Supermarkt. Stu- 
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dentInnen, die sich ihr For- 
schen nicht austreiben lassen 
wollen, muß dieses Bild so 
absurd und verdreht vor- 
kommen, daß sie es nur ver- 
werfen können. Sie laufen je- 
doch Gefahr - nicht zuletzt 
durch die permanente Ver- 
weigerung der Anerkennung 
- von ihrer eigenen Praxis 
völlig abgeschnitten, ihre 
Kräfte zu verlieren. 

Eine kollektive wissen- 
schaftliche Praxis, die Betei- 
ligung von StudentInnen an 
der Entstehung von neuem 
wissenschaftlichen Wissen, 
die Aktivität und Produkti- 
vität von Studierenden, all das 
liegt nicht im Bereich des 
Utopischen, des lediglich 
Wünschenswerten, sondern 
es ist vorhanden, eingespannt 
in eine Individualisierungs- 
und Hierarchisierungsma- 
schine, die es verneint und 
entstellt. Studiengebühren 
sind sowohl der perfekte Aus- 
druck dieser Verneinung als 
auch die materielle Unter- 
stützung ihrer symbolischen 
Reproduktion. 
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ÖH: ... und tschüss? 


Seit Jahrzehnten ist 
die Österreichische 
HochschülerInnen- 
schaft ein wichtiger 
Bezugspunkt politi- 
scher Aktivität an den 
Universitäten. Mit dem 
geplanten strukturel- 
len Umbau der Univer- 
sitäten geht auch ein 
radikaler Bedeutungs- 
verlust der ÖH einher. 
Ein paar Gedanken zur 
Zukunft studentischer 
Interessenvertretung. 


von KARINA KORECKY* 


*) Karina Korecky ist Vorsit- 
zende des Kommunistischen 
StudentInnenverbands 
KSV/Linke Liste und arbei- 
tet seit 3 Jahren in der ÖH. 
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llerorts wird betont, dass 

die Hauptaufgabe von 
Universitäten darin zu beste- 
hen hat, der Sicherung des na- 
tionalen Standortes zu dienen! 
und angesichts dieser Funkti- 
on mit den Relikten einer teil- 
weise demokratisch verfassten 
(Selbst-)Steuerung aufgeräumt 
werden müsse. Wissenschaf- 
terInnen, Ministerialbürokra- 
ten und Wirtschaftsvertrete- 
Innen sind einhellig der An- 
sicht, dass „Hochschulen als 
Dienstleistungsunternehmen 
im Bereich der Wissenschaft“ 
(Landfried, Präsident der 
deutschen Hochschulrekto- 
renkonferenz) einer fir- 
menähnlichen Struktur be- 
dürfen. Die „68er-Zeit ist vor- 
bei“ (Gehrer, Bildungsmini- 
sterin), die „heilige Kuh der 
Mitbestim- 
mung“ müsse „geschlachtet“ 


paritätischen 
werden (Hassauer, Uni Wien). 


Was heißt hier 
Autonomie? 

Dass die geplante Vollrechts- 
fähigkeit als „erweiterte Au- 
tonomie“ der Universitäten 
verkauft wird, ist ein Mei- 
sterstück medialer Propagan- 
da. Suggeriert wird, die Unis 
könnten in Zukunft autono- 
mer handeln und entschei- 
den, de facto ist genau das 
Gegenteil der Fall. Entschei- 
dungen sollen zwar aus dem 
zuständigen Ministerium an 
die Unis verlagert werden, 
aber erstens behält sich die- 
ses zentrale Steuerungsele- 
mente auch weiterhin vor (die 
sog. „Leistungsverträge” zwi- 
schen Staat und Unis), zwei- 
tens wird der direkte Einfluss 
von Interessensvertretungen 
wie Industriellenvereinigung 
und Wirtschaftskammer auf 
die Unis verstärkt (im „Uni- 


versitätsrat”) und drittens soll 
sich die Universität nicht als 
Gesamte selbst verwalten, 
sondern diese Aufgabe über- 
nimmt ein Management un- 
ter Ausschaltung bisheriger 
Gremien. Um noch deutli- 
cher zu werden: Studien-, Be- 
rufungs- und Habilitations- 
kommissionen, Institutskon- 
ferenzen und Fakultätskolle- 
gien werden ersatzlos gestri- 
chen. Damit geht nicht nur 
die kollektive Diskussion zwi- 
schen Lehrenden und Stu- 
dierenden eines Instituts zum 
Thema Ankauf von Büro- 
klammern verloren, wie oft 
gegen die universitäre Gre- 
mialstruktur polemisiert wird. 
Die Streichung dieser Gre- 
mien bedeutet, dass jeglicher 
formale Einfluss von Studie- 
renden (teilweise auch jener 
der Lehrenden!) auf die Ver- 
gabe von Lehraufträgen, die 
Berufung von ProfessorIn- 
nen, die Verteilung von Gel- 
dern, Infrastruktur, etc. und 
damit in Folge jeder Einfluss 
auf die inhaltliche und struk- 
turelle Gestaltung einer Stu- 
dienrichtung verschwindet. 
Entscheiden wird der Chef 
der Uni (Rektor), rechtferti- 
gen wird er sich vor dem Auf- 
sichtsrat („Universitätsrat“) 
und anhören kann er ein Gre- 
mium mit Lobbyistenstatus 
(Senat). 


Interessenvertretung 

ohne Ort 

In sämtlichen inhaltlichen 
Vorarbeiten zur universitären 
Umstrukturierung finden sich 
entweder gar keine oder nur 
in Fußnoten getätigte Aussa- 
gen? zur künftigen Rolle der 
Österreichischen Hochschü- 
lerInnenschaft. Die Konse- 
quenzen der Abschaffung von 
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formal garantierten Mitbe- 
stimmungsrechten liegen je- 
doch auf der Hand. Für stu- 
dentische Interessenvertre- 
tung heißt eine betriebsähn- 
liche Universitätsstruktur von 
jeglicher sozialpartnerschaft- 
licher Tradition verabschie- 
det zu werden. Wenn die in- 
stitutionalisierten Orte nicht 
mehr (oder bestenfalls rudi- 
mentär) existieren, dann müs- 
sen sich die Formen der Ein- 
flussnahme radikal verändern. 
Sollte die ÖH als Körper- 
schaft öffentlichen Rechts die 
nächsten Angriffe von rechts 
überleben, bleibt ihrer ober- 
sten Ebene — der Bundesver- 
tretung — tatsächlich nur noch 
die Funktion einer zahnlosen 
Lobbying-Vereinigung. Von 
dem, was die ÖH im welt- 
weiten Vergleich von ihrem 
Potential her gesehen so ein- 
zigartig macht, relativ weit- 
reichende Mitbestimmungs- 
möglichkeiten auf Instituts- 
und Fakultätsebene gekop- 
pelt mit einem garantierten 
allgemeinpolitischen Mandat 
und finanzieller Unabhängig- 
keit, bleibt nach der nächsten 
Uni“reform“ wenn überhaupt 
nur zweiteres übrig. Der 
Kampf gegen rechte Profs, 
für die Verankerung von 
feministischer Forschung und 
Lehre, für Lehrinhalte und 
Studienverläufe generell wird 
sich wieder (die 60er Jahre 
lassen grüßen) außerhalb der 
formalen Entscheidungs- 
strukturen abspielen müssen. 
Soll heißen: keine Anträge 
mehr in Studienkommissio- 
nen, sondern mail-bombings 
an den Institutsserver. Statt 
argumentieren in Fakultäts- 
kollegien Besetzungen der 
Dekanate. Politik wie zu Zei- 
ten der Ordinarienuniversität. 


Studentische Politik... 

Der Haken an den genannten 
Vorschlägen ist die vorausge- 
setzte Bereitschaft von Stu- 
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dierenden, ihre Wünsche in 
dieser Form zu artikulieren. 
Bereits seit Jahren klagen 
sämtliche AktivistInnen in 
und um die ÖH, dass sie mit 
aktionistischen und inhaltli- 
chen Angeboten auf wenig 
Resonanz bei ihren KollegIn- 
nen stoßen oder dass ihnen 
schlicht der „Nachwuchs“ 
ausgeht. Nicht erst seitdem es 
nach den erfolglosen Prote- 
sten gegen die Einführung 
von Studiengebühren ein 
nüchternes Erwachen statt ei- 
nen heißen Herbst gegeben 
hat, stellt sich die Frage nach 
der Bereitschaft von Studie- 
renden zu politischem Han- 
deln in zumindest einem ih- 
rer Lebensbereiche, der Uni- 
versität. Diverse Medien 
schreiben in unregelmäßigen 
Abständen mal hämisch, mal 
bedauernd eine zunehmende 
„Entpolitisierung“ der Stu- 
dentInnen herbei. Eine seriö- 
se Einschätzung der Ver- 
schiebung von politischen 
Präferenzen von Studieren- 
den in den vergangenen 30 
Jahren scheitert in Österreich 
an der fehlenden Datenbasis. 
Die gängige Annahme, dass 
StudentInnen tendenziell ir- 
gendwie „links“ wären und 
damit eine gewisse Hand- 
lungsbereitschaft verknüpft 
ist, halte ich jedoch trotz der 
Ergebnisse der letzten ÖH- 
Wahlen für einen liebevoll ge- 
pflegten Mythos3. 


.. oder politische 
Studierende? 

Was möglicherweise Rück- 
schlüsse auf mobilisierende 
Themen und Formen von po- 
litischem Handeln von Stu- 
dierenden an den Universitä- 
ten zulässt, wäre eine Analyse 
der sozio-demographischen 
Zusammensetzung der Stu- 
dentInnenschaft verbunden 
mit dem Wandel von Bil- 
dungspolitik und damit auch 
der geänderten Erwartungen 
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an ein Studium. Eine derarti- 
ge Darstellung ist hier nicht 
leistbar, insofern nur einige 
Thesen: Mit der Änderung 
von individuellen Qualifizie- 
rungsstrategien als Folge von 
geänderten Anforderungen 
an die Ware Arbeitskraft ver- 
schiebt sich auch die Wahr- 
nehmung der Institution Uni- 
versität in Richtung eines in- 
strumentellen Verhältnisses. 
Je genauer Studierende den 
zukünftigen Ertrag der Inve- 
stition in ihr „Humankapital“ 
kalkulieren müssen, desto 
eher werden sie ihre Studien- 
wahl, ihr gesamtes Lernver- 
halten und die Nutzung ihrer 
Zeitressourcen an potentiel- 
len ökonomischen Verwert- 
barkeitschancen orientieren. 
Das Studium wird nicht mehr 
als „Beginn einer lebensge- 
schichtlichen Neuorientie- 
rung begriffen, sondern als 
verlängerte Ausbildungs- 
zeit“4. 


Uni als ein Lebensraum 
unter vielen 

Der Rückgang der subjekti- 
ven Identifikation mit den 
Universitäten als Reibungs- 
flächen und Lebensorte be- 
deutet, dass sich Interessen 
von Studierenden stärker in 
der Gesamtheit ihrer gesell- 
schaftlichen Lebensbedin- 
gungen ausbilden. Jegliche 
Form von Standespolitik ist 
nicht nur eine politisch abzu- 
lehnende Strategie, sondern 
kommt schlicht nicht (mehr) 
an. Wenn der sozialdemokra- 
tische Pressesprecher der 
Bundes-ÖH in einer Pres- 
seaussendung verkündet, dass 
die ÖH deshalb Solidarität 
mit den in Genua inhaftier- 
ten Mitgliedern der Volx- 
theaterkarawane übt, weil 
sich unter den Gefangenen 
auch Studierende befänden, 
dann ist das wohl der lächer- 
lichste Ausdruck eines end- 
gültig auf dem Misthaufen 


der Geschichte zu entsorgen- 
den ständischen Politikver- 
ständnisses. Politische Ange- 
bote, die Studierende ledig- 
lich als Studierende anspre- 
chen, laufen ins Leere. Die 
Erkenntnis ist vielleicht nicht 
neu, sie gewinnt allerdings 


angesichts der zunehmenden 
Heterogenität studentischer 
Biographien und der tenden- 
ziellen Auflösung der Studie- 
rendenrolle an Gewicht. „Stu- 
dentische“ Politik ist gestor- 
ben. Es geht um Politik an 
der Uni. 


1 So zum Beispiel Klaus Landfried, Präsident der deutschen 
Hochschulrektorenkonferenz: „Staat, Wirtschaft und Ge- 
sellschaft”, alle Ebenen ziehen „gemeinsam” am gleichen 
Strang damit sich die Nation im „Wettbewerb der Kulturen 
und der Volkwirtschaften” auch „behaupten” kann (Land- 
fried, 21.4. 2000 im „Rheinischen Merkur” zit. nach Bult- 
mann). Landfried war Referent bei einer parlamentarischen 


Enquete des Nationalrates zum Thema „Universitätsreform“ 


im April 2001. 


2 Eine dementsprechende Anfrage von Studierendenvertrete- 


Innen im Rahmen der zitierten parlamentarischen Enque- 


te wurde — wie es so schön heißt — net amal ignoriert. Im 
Strategiepapier „Universitäten im Wettbewerb. Zur Neu- 


strukturierung österreichischer Universitäten“ einer Ar- 
beitsgruppe der Rektorenkonferenz im Auftrag des Bil- 
dungsministeriums heißt es lapidar: „So wichtig und ver- 
dienstvoll der Beitrag z.B. der ÖH in vielen Entscheidun- 
gen und Gremien war und ist, so ist doch festzustellen, dass 
die Mitbestimmung durch die Hochschülerschaft kein Er- 
satz für Marktmechanismen ist [...]“ (Präsentationsentwurf 


vom Mai 2000). 


3 Für die Bundesrepublik Deutschland konstatieren mehrere 
Studien in den letzten Jahren einen Rückgang von Kohärenz 


und Handlungsrelevanz linker Selbstverortungen von Stu- 


dierenden. So stellt zum Beispiel eine qualitative Untersu- 
chung von Demirovic/Paul im Zeitraum 1994/95 fest, dass 


unter den Studierenden zwar nach wie vor eine Selbst- 
kennzeichnung als linksorientiert verbreitet ist, dass damit 


aber keine konsistente linke Weltsicht mehr einhergeht. 


Wenn 60% der Aussage zustimmen, „Wissenschafter sollten 
sich mit ihrer Arbeit für die Sicherung des Standortes 
Deutschland einsetzen“ und 58% dafür sind, dass „krimi- 
nelle Ausländer sofort abgeschoben werden sollen“, dann 


reicht die Akzeptanz dieser Items bis weit in das sich selbst 


als „links“ definierende Lager hinein (vgl. Bultmann, Tor- 


sten/Sabine Kiel: Politische Sozialisation von Studierenden 
und die Anforderungen an linke Hochschulpolitik, 1997). 
Bultmann/Kiel interpretieren die Ergebnisse dieser und an- 
derer Studien dahingehend, dass „die ehemalige starke or- 


ganisatorische und politische Präsenz linker Strömungen an 


Hochschulen heute noch als relative kulturelle Hegemonie 


nachwirkt“, dass dieses „Linkssein“ allerdings tendenziell 


„zu einer Frage der oberflächlichen Konvention mit einem 
entsprechend wachsenden Grad an Unverbindlichkeit“ (ebd.) 


wird. 


4 Kraushaar, Wolfgang (Hrsg.): Frankfurter Schule und Stu- 
dentenbewegung, 1998, zit. nach: Keller, Andreas: Hoch- 
schulreform und Hochschulrevolte, 2000. 
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ZENF 


IM BILD 


Kritik der Universität 


Die heutige Univer- 
sität ist eine Institu- 
tion mit der unerklär- 
ten, aber deshalb 
nicht weniger verbind- 
lichen Aufgabe, Refle- 
xion zu verhindern. 
Das ist die Zuspitzung, 
die der traditionelle 
Auftrag der Univer- 
sität, Erkenntnis zu 
verhindern, mittlerwei- 
le erfahren hat. 


VON ULRICH ENDERWITZ* 


*) Ulrich Enderwitz lebt in 
Berlin. Seine Schriften sind 
im Freiburger Ca ira-Verlag 
erschienen. 
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ie traditionelle Univer- 
Da als Erkenntnisver- 
hinderungsanstalt entsprach 
dem Bedürfnis der bürgerli- 
chen Gesellschaft nach der 
Neutralisierung von Interes- 
sen, Ideen und Intentionen, 
die sich gegen die bestehen- 
de Ordnung richteten und 
auf mehr oder minder revo- 
lutionäre Veränderungen der 
Gesellschaft drängten. Dreh- 
und Angelpunkt dieses Er- 
kenntnisverhinderungsauf- 
trags war der Wahrheitsbe- 
griff. Wahrheit im Verein mit 
dem Quellenbegriff als em- 
pirischem Bewahrheitungs- 
konzept garantierte, daß kei- 
ne Version der vergangenen 
und gegenwärtigen Wirk- 
lichkeit Geltung erlangte, die 
nicht zuvor von Status quo- 
widrigen Interessen und Ab- 
sichten gereinigt bezie- 
hungsweise auf die im Status 
quo objektivierten Interessen 
und Absichten vereidigt wor- 
den war. Es ist weiß Gott 
kein Zufall, daß die Entste- 
hung der heutigen Univer- 
sitäten zeitgleich war mit der 
Entstehung der gegen die 
bürgerliche Gesellschaft ge- 
richteten modernen sozial- 
kritischen Bewegungen. 
Die heutige Universität 
als Reflexionsverhütungsin- 
stitut entspringt dem Be- 
dürfnis der universitären Be- 
troffenen selbst, Professo- 
ren/innen wie Studenten/in- 
nen, sich über die reale Si- 
tuation und Funktionslosig- 
keit der Universität keine Re- 
chenschaft zu geben. Dreh- 
und Angelpunkt dieses Re- 
flexionsverhütungsbedürf- 
nisses ist der Bildungsre- 
formbegriff. Ursache für die- 
se neue Situation ist die Zer- 


schlagung der traditionellen 
Universität mit ihrer er- 
kenntnisverhindernden 
Wahrheitsideologie und ihre 
Umfunktionierung in ein In- 
strument staatlicher Arbeits- 
marktpolitik. Der Vorgang 
findet Ende der sechziger, 
Anfang der siebziger Jahre 
statt, und die sogenannte 
Studentenbewegung spielt 
dabei den nützlichen Idio- 
ten, der die alte Ordinarie- 
nuniversität für staatliche 
Eingriffe öffnet. (Das soll 
nicht heißen, daß der alten 
Universität auch nur eine 
Träne nachgeweint werden 
müßte.) 

Am Ende der Nach- 
kriegs-aufbauphase, Mitte 
der sechziger Jahre, treten in 
der BRD die ersten Absatz- 
krisen auf und schließt sich 
zum ersten Mal der spätka- 
pitalistische Teufelskreis ei- 
ner Arbeitslosigkeit, gegen 
die als Heilmittel exportori- 
entiertes Wirtschaftswachs- 
tum aufgeboten wird, dessen 
Hebel die Rationalisierung 
ist, die wiederum neue Ar- 
beitslosigkeit schafft. Ange- 
sichts der sich ankündigen- 
den Dauerkrise auf dem Ar- 
beitsmarkt beschließt der 
Staat, da seine Kassen von 
den fetten Nachkriegsjahren 
noch gut gefüllt sind, die Bil- 
dungsreform, für die es zwar 
viele gute Pseudogründe 
gibt, deren einziger wirkli- 
cher Grund aber die Schaf- 
fung einer Parkstation oder 
eines Verschiebebahnhofs für 
jugendliche potentielle Ar- 
beitslose ist. 

Voraussetzung für diese 
Umfunktionierung der Uni- 
versität ist die Erledigung ih- 
rer ideologischen Funktion. 


Als akademische Erkennt- 
nisverhinderer, sprich, als 
Geisteswissenschaftler, wird 
die Intelligenz nicht mehr ge- 
braucht. Die großen gesell- 
schaftlichen Aufbruchsbe- 
wegungen scheinen am En- 
de, der Status quo scheint 
fest genug verankert; die Iko- 
ne akademischer Erkenntnis, 
der Wahrheitsbegriff hat aus- 
gedient; danach kräht heute 
kein Hahn mehr, geschwei- 
ge denn ein Professor. 

Seit der sogenannten Stu- 
dentenbewegung und der 
anschließenden Universitäts- 
reform ist die Intelligenz 
nicht mehr als Intelligenz an 
der Universität, sondern als 
überflüssige Arbeitskräfte, 
als potentielle Arbeitslose. 
Kein/e Student/in und auch 
kein/e Professor/in, sofern 
er/sie sich noch irgend als 
Teil des akademischen Be- 
triebes versteht, ist zynisch 
genug, diese durch die staat- 
liche Verwandlung der Uni- 
versität in ein Arbeitsmarkt- 
instrument geschaffene neue 
Situation sehenden Auges zu 
akzeptieren. Aber das Leben 
an der Universität ist schließ- 
lich nicht das schlechteste 
und, verglichen mit der Si- 
tuation draußen in der Ge- 
sellschaft, nach wie vor 
höchst erhaltenswert. 

Hier fangen die Rationa- 
lisierungen an. Man tut so, 
als hätte man noch eine in- 
tellektuelle Aufgabe an der 
Universität, simuliert einen 
der Akademie von der Ge- 
sellschaft erteilten Auftrag. 
Man betreibt permanente 
Reform, man doktert una- 
blässig an Formen und In- 
halten des Studiums, an Stu- 
diengängen und Studienper- 


Context XXI 


spektiven herum, obwohl der 
gesellschaftliche Bezugs- 
punkt, die Berufsfelder, sich 
längst verkrümelt haben und 
die Inhalte nichts weiter 
mehr sind als das positivi- 
stisch verwaltete Kulturerbe. 
Gegen ihre Wirklichkeit, 
Stauraum für von der Ge- 
sellschaft nicht gebrauchte 
Jugend, potentielle Arbeits- 
lose, zu sein, geriert sich die 
Universität unverändert als 
Ausbildungsstätte und kom- 
pensiert ihr heimliches Un- 
behagen an dieser Lebenslü- 
ge durch fieberhaftes Refor- 
mieren. 

Das hat das Pikante, daß 
sie sich in diesem Punkte mit 
dem Staat trifft, der am glei- 
chen Strang zieht, wenn 
auch in entgegengesetzte 
Richtung. Auch der Staat will 
Studiengänge und Lehrin- 
halte verbessern, aber nicht, 
um eine nicht mehr ge- 
brauchte Intelligenz für nicht 
vorhandene Aufgaben zu rü- 
sten, sondern um die Uni- 
versität zusammenzustau- 
chen und die geisteswissen- 
schaftliche Ausbildung auf 
die paar Aufgaben reklame- 
technischer und medialer 
Natur zu reduzieren, bei de- 
nen die bürgerliche Gesell- 
schaft die Intelligenz noch 
brauchen kann. Dem Staat 
geht wirtschaftskrisenbedingt 
das Geld aus und sein Ar- 
beitslosenstauraum wird ihm 
zu teuer. 

Als institutionalisierte ge- 
sellschaftliche Gruppe sind 
die Akademiker/innen eine 
ganz normale gesellschaftli- 
che Interessengruppe, die 
bestrebt ist, sich ihre Privi- 
legien zu bewahren, sich die 
relativen Vorteile, die der 
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Staat ihr im Zuge seines als 
arbeitsmarktpolitische Maß- 
nahme erkennbaren Ausbaus 
des Bildungssystems gewährt 
hat, zu erhalten. Aber weil 
die Gruppe nicht zynisch ist, 
versteckt sie ihr profanes In- 
teresse an der Erhaltung ih- 
res ökonomischen Status quo 
hinter der als permanenten 
Reformeifer zelebrierten 
ständigen Suche nach besse- 
rer Ausbildung, fortschrittli- 
cheren Inhalten. 

Im Rahmen der Univer- 
sität geübte Intelligenz ist un- 
ter den derzeitigen Umstän- 
den hoffnungslos korrupt. 
Gesellschaftskritik hat unter 
diesen Umständen, soweit sie 
nicht praktisch zu werden, 
sich politisch zu organisie- 
ren, vermag, soweit sie also 
nolens volens theoretisch 
bleibt, nur als reine Privatsa- 
che eine Chance. 


ZEAT, 


IM BILD 


Treffsicher 


nimmt die schwarzblaue Re- 
gierung SchülerInnen, Stu- 
dierende, ArbeiterInnen, Er- 
werbstätige, Arbeitslose und 
PensionistInnen ins Visier. 
Dies alles ist aber kein Ver- 
sehen sondern politische Ziel- 
stellung. Die schwarzblaue 
Regierung setzt die neolibe- 
rale Politik des Sozialabbaus der ehemaligen SPÖ- 
ÖVP-Regierungen in neuer Radikalität fort. 


Der Sozialstaat ist finanzierbar 


.. wenn die 70 Mrd. Schilling Steuerschulden der 
Unternehmer eingetrieben werden! 

.. wenn Profite und Vermögen wie im EU- 
Durchschnitt versteuert werden! 

... wenn das Privatstiftungsgesetz aufgehoben wird! 

.. wenn der Steuersatz für Spitzenverdiener, jene 
die mehr 1.000.000 brutto pro Jahr verdienen, 
angehoben wird! 


KPO 


EST ESIOYARIELETINTN ERSDHUNS www.kpoe.at 
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VORBILD 


Vergessene Interkulturalität 


Die Übersetzerschule von Toledo 


In den aktuellen 
Bildungsdiskussionen 
wird immer wieder 
auf die Brauchbarkeit 
oder Verwertbarkeit 
von Studien hin- 
gewiesen. Hier ein 
kurzes Plädoyer für die 
in diesen Diskussionen 
geschmähten 
„Orchideenstudien". 


VON MANFRED GMEINER 
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ie heutige Bildungspoli- 
D.:. ist von Schlagworten 
der Nützlichkeit, Brauch- 
barkeit und Verwertbarkeit 
der Bildung geprägt. Auch 
die konkreten Umgestaltun- 
gen gehen ganz in diese 
Richtung. Die Studienzeit 
soll kürzer werden und die 
Universitäten sollen sich 
durch Kooperationen mit 
der Wirtschaft finanzieren. 
Das ist bei einigen Studien 
sicher möglich, doch was ist 
mit den anderen Studien? 
Die PolitikerInnen werden 
da durchwegs deutlich. 
„Orchideenstudien werden 
wir uns nicht leisten kön- 
nen“, „Byzantinistik brauch 
ma net“ ist da zu hören. 
Leider schlagen da jene 
Kritiken, die sich auf den 
Nutzen, den der Staat aus 
der Bildungspolitik zieht, 
konzentrieren, in die selbe 
Kerbe. Die Philosophie müs- 
se endlich praktisch werden. 
Heißt das endlich selbst die 
Herrschaft ergreifen? Bei 
Freerk Huisken in Context 
XX1 7-8/2000 klang es ganz 
so. Mit der Sicherheit der 
wahren Erkenntnis wird be- 
klagt, daß diese nicht direkt 
zur Anwendung komme. 
Daß WissenschafterInnen in 
ihrer Forschung zu verschie- 
denen Ergebnissen kommen 
können sei lächerlich und 
Pluralismus überhaupt ein 
Greuel. Daß Studieren im 
Erwerb von verwertbarem 
Wissen besteht, ist auch hier 
unhinterfragt. Byzantinistik 
hat in diesem Konzept wohl 
auch keinen Platz. 
In dieser Diskussion wäre 
es gut, sich einer Wissen- 


schaftseinrichtung zu erin- 
nern, die lange vor der Ent- 
stehung der Nationalstaaten 
und der heutigen Univer- 
sitäten existierte: die Über- 
setzerschule von Toledo, die 
1216 gegründet wurde. Lei- 
der sind über diese Schule 
nicht mehr viele Informatio- 
nen erhalten, da die Inquisi- 
tion nicht nur die Schule, 
sondern auch die Dokumen- 
te zerstörte. Das Wesentliche 
der Schule bestand wohl in 
ihrer Interkulturalität. In To- 
ledo, das bereits seit 1085 
wieder unter christliche 
Herrschaft fiel, konnte sich 
trotzdem die arabische und 
jüdische Struktur erhalten. 
In Toledo lebten Muslime, 
Juden und Christen friedlich 
in einer offenen Gesellschaft 
zusammen. Das Projekt der 
Übersetzerschule bestand 
darin, die bedeutendsten 
Werke der Klassik zu über- 
setzen. Es wurden Werke 
griechischer Philosophen, 
die teilweise nur mehr in ih- 
rer arabischen Übersetzung 
vorhanden waren, in Ro- 
mance und von Romance ins 
Lateinische übersetzt. Ande- 
rerseits wurden Werke be- 
deutender arabischer und jü- 
discher Philosophen über- 
setzt. Dabei ging es bei der 
Übersetzung nicht nur um 
eine sprachliche Übertra- 
gung, um die Texte der Spra- 
chen nicht kundigen Perso- 
nen zugänglich zu machen, 
sondern um Verständlich- 
machung der aus anderen 
Kulturkreisen stammenden 
Texte. Die Texte wurden 
nicht nur in ihrem Kontext 
erforscht, sondern mit den 


Texten arabischer und jüdi- 
scher Philosophen konfron- 
tiert. Diese Auseinanderset- 
zung mit dem Denken war 
einzigartig, man konzen- 
trierte sich keineswegs nur, 
wie in anderen Zentren des 
Wissens dieser Zeit auf ma- 
thematische Erkenntnisse 
der Griechen und geogra- 
phische und nautische 
Kenntnisse der Araber, die 
für die Bedürfnisse der Ge- 
sellschaft verwertbar waren. 

In einer Zeit, in der der 
Wahrheitsanspruch, die Fort- 
schrittsgläubigkeit und die 
Erkenntnisgewißheit der 
Moderne nicht mehr auf- 
recht zu erhalten sind, kann 
dieser interkulturelle Aus- 
tausch eine Anregung sein. 
Wenn man nicht gleichzeitig 
den Anspruch auf Vernunft 
und Erkenntnis überhaupt 
aufgibt und das Denken der 
Beliebigkeit überantwortet, 
wie dies in manchen post- 
modernen Philosophien ge- 
schieht, sich aber der Be- 
dingtheit jeder Erkenntnis 
bewußt ist, kann Vernunft 
nur im Austausch, in der 
Übersetzung im oben ge- 
nannten Sinn, durch Über- 
schreitung der eigenen Welt- 
anschauung, gesucht werden. 
Das, denke ich, sollte auch 
Aufgabe der Bildung sein 
und ich kann mir kein Fach 
vorstellen, das für den/die es 
studiert, nicht einen Beitrag 
dazu leisten könnte. Und 
wenn man/frau nachher we- 
der für die Wirtschaft zu ge- 
brauchen ist, noch für die 
Weltrevolution, so ist man/- 
frau wenigstens vernünftiger 
geworden. 


Context XXI 


N) 


Pierre Bourdieu: 


Gegenfeuer 2 


ourdieu schließt in „Ge- 
ren 2“ nahtlos an 
die im 1998 veröffentlichten 
Aufsatzband „Gegenfeuer“ 
entwickelte Kritik am neoli- 
beralen Diskurs an und ver- 
sucht auf politischer Ebene 
Gegenstrategien zu ent- 
wickeln. Der Untertitel „Für 
eine europäische soziale Be- 
wegung“ ist identisch mit 
dem ersten Beitrag und lässt 
sich als politische Program- 
matik interpretieren. 

Um eine emanzipatori- 
sche Politik zu verfolgen, be- 
darf es einiger Grundsätze, 
die jede Sozialbewegung zu 
berücksichtigen hat: „Schluss 
mit nationalen, um nicht zu 
sagen nationalistischen Par- 
tikularismen; [...] Schluss 
auch mit einem immer nur 
auf Harmonie ausgerichteten 
Denken [...]. Schluss mit 
dem ökonomischen Fatalis- 
mus [...].“ (20) Als Ziel bleibt 
für Bourdieu die „Schaffung 
eines vereinigten Europäi- 
schen Gewerkschaftsbundes“ 
(24), der ImmigrantInnen 
ebenso wie „die Arbeitslo- 
senbewegung in vollem Um- 
fang einbezieht“ (26), da nur 
eine transnational koordi- 
nierte und agierende Sozial- 
bewegung imstande ist, trans- 
national agierenden Unter- 
nehmen wirksam entgegen- 
zutreten. 

Im Artikel „Für eine en- 
gagierte Wissenschaft“ ent- 
wickelt der Soziologiepro- 
fessor seine Überlegungen 
für eine emanzipatorische 
politische Praxis weiter und 
reflektiert insbesondere die 
Rolle der Wissenschaften. 


5/2001 


Bourdieu schreibt den Intel- 
lektuellen, 
KünstlerInnen, Schriftstelle- 


zu denen er 


rInnen und Wissenschaftle- 
rInnen zählt, eine zentrale 
Rolle in der Auseinanderset- 
zung mit dem Neoliberalis- 
mus zu. Die Aufgabe der In- 
tellektuellen umfasst mehre- 
re Bereiche. Zunächst geht 
es darum, „den herrschen- 
den Diskurs einer logischen 
Kritik [zu] unterziehen, die 
in erster Linie beim Vokabu- 
lar anzusetzen hätte („Glo- 
balisierung“, „Flexibilität“ 
usw.) und bei seinen ein- 
schlägigen Argumentations- 
mustern und wiederkehren- 
den Metaphern.“ (37) Dabei 
geht es darum, diskursanaly- 
tisch aufzuzeigen, warum 
Begriffe wie Flexibilität, Glo- 
balisierung oder Deregulie- 
rung keine absoluten Werte 
sind, sondern ganz im Ge- 
genteil Verschleierungsstra- 
tegien von Macht- und Ab- 
hängigkeitsverhältnissen. Die 
zweite Aufgabe der Intellek- 
tuellen liegt darin, „den 
Leidtragenden der Auswir- 
kungen neoliberaler Politik 
[...] vor Augen [zu] führen, 
dass ihre Erfahrungen, die 
vielleicht auf den ersten Blick 
wenig gemeinsam haben, 
dass auch die nationalen 
oder internationalen Ent- 
wicklungen schließlich Wir- 
kungen ein und derselben 
Ursache sind.“ (38) Das Auf- 
zeigen von neoliberalen Aus- 
wirkungen auf individuelle 
Lebenszusammenhänge er- 
möglicht es den Betroffenen, 
aus ihrer Isolation auszubre- 
chen und damit politisch 


und solidarisch handlungs- 
fähig zu werden. 

Bourdieu bleibt in seinen 
Beiträgen konkrete politische 
Strategien aber schuldig. Da- 
mit ist er nicht alleine. Die 
Ratlosigkeit darüber, wie der 
hegemonialen neoliberalen 
politischen Praxis wirkungs- 
voll entgegenzutreten wäre, 
ist für eine den sozialen und 
politischen Rechten des In- 
dividuums verpflichtete Wi- 
derstandsbewegung gegen- 
wärtig charakteristisch, und 
auch Bourdieu gelingt es 
nicht, einen großen Schritt 
vorwärts zu machen. 

Neben der Formulierung 
politischer Strategien gegen 
den Neoliberalismus be- 
schäftigen sich weitere Auf- 
sätze mit der Analyse der 
Konsequenzen neoliberaler 
Politik in verschiedenen ge- 
sellschaftlichen Bereichen. 
Einer der interessantesten 
Beiträge des Sammelbandes 
befasst sich mit den neolibe- 
ralen Auswirkungen auf den 
kulturschaffenden Sektor. 

In „Kultur in Gefahr“ 
geht Bourdieu von einer hi- 
der 


Emanzipation des kulturel- 


storischen Analyse 
len Feldes aus. Der Soziologe 
ruft in Erinnerung, dass die 
Künste einige Jahrhunderte 
kämpfen mussten, um sich 
als autonomer gesellschaftli- 
cher Bereich zu etablieren: 
„Die bildenden Künstler ha- 
ben fast fünfhundert Jahre 
benötigt, um die sozialen Be- 
dingungen zu erkämpfen, die 
einen Picasso möglicht ge- 
macht haben. Sie mussten — 
das weiß man, wenn man die 


Im Mai 2001 ist Pierre 
Bourdieus „Gegen- 
feuer 2" in deutsch- 
sprachiger Über- 
setzung erschienen. 
Der Band enthält 
insgesamt elf Beiträge, 
die der am College de 
France lehrende Sozio- 
loge zwischen Juni 
1999 und Jänner 
2001 publiziert oder 
referiert hat. 


von WOLFGANG SCHMID* 


*) Wolfgang Schmid stu- 
dierte Philosophie und Eth- 
nologie und lebt nach län- 
gerem Frankreichaufenthalt 
als freier Publizist in Wien. 
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PIERRE BOURDIEU 


Gegenfeuer 
4 


Pierre Bourdieu: Gegenfeuer 2 
Für eine europäische soziale 
Bewegung, Universitätsverlag 
Konstanz 2001, Br., 132 Seiten, 
DM 15,80, öS 115,- 
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Verträge liest - sich auf wah- 
re Kämpfe mit ihren Auf- 
traggebern einlassen, um zu 
erreichen, dass ihr Werk 
nicht mehr nur wie ein sim- 
ples Produkt behandelt wur- 
de, dessen Wert nach der 
Größe der bemalten Fläche 
und dem Preis der verwen- 
deten Farben bemessen wur- 
de; sie mussten für das Recht 
kämpfen, ihre Arbeiten zu 
signieren, also darum, als de- 
ren Schöpfer zu gelten. Und 
sie mussten um das Recht 
kämpfen, die Farben, die sie 
verwenden wollten, selbst 
auszuwählen und sie so zu 
verwenden, wie sie selbst es 
wollten.“ (88f.) 

Ähnliche Entwicklungen 
sind für die Bereiche der 
Schriftstellerei, der Musik 
und, im 20. Jahrhundert, der 
Filmproduktion charakteri- 
stisch. Auch hier bedurfte es 
politischer Anstrengungen, 
um einen einigermaßen au- 


tonomen Gesellschaftssektor 
zu erkämpfen. Diese ge- 
schichtlichen Bedingungen 
sind ins Gedächtnis zu rufen, 
um den neoliberalen Angriff 
auf das künstlerische Feld 
richtig einordnen zu können: 
„Doch das, was den künstle- 
rischen Produktionssphären 
heute in allen modernen In- 
dustriegesellschaften wider- 
fährt, ist etwas völlig Neues, 
etwas so nie Dagewesenes: 
dass nämlich die gegenüber 
den ökonomischen Zwängen 
hart erkämpfte Unabhängig- 
keit der Produktion und Ver- 
breitung von Kultur durch 
das Eindringen der Marktlo- 
gik auf allen Ebenen der 
Herstellung und Zirkulation 
kultureller Güter in ihren 
Grundlagen bedroht ist.“ 
(83) Die neuen Kriterien, die 
durch die Marktlogik im kul- 
turellen Feld Einzug halten, 
lauten Einschaltquoten, Ver- 
kaufszahlen, Bestsellerlisten, 
Hitparaden. Medialer und fi- 
nanzieller Erfolg wird mit 
künstlerischer Qualität 
gleichgesetzt und umgekehrt 
behauptet, dass Qualität in 
der Kunst auch immer Erfolg 
haben wird. Nach Bourdieu 
entwickelt sich dabei eine 
„Zensur des Geldes“ (85) 
und eine Profitlogik, die den 
gesamten Globus als Absatz- 
markt von Kunstprodukten 
im Visier hat. Um am Welt- 
markt erfolgreich zu verkau- 
fen, bedarf es aber ästheti- 
scher Kriterien, die von mög- 
lichst vielen Menschen geteilt 
werden und somit über sozi- 
al und kulturell unterschied- 
lich geprägte Wahrneh- 
mungs- und Erlebnisformen 
hinaus allgemein verständlich 
sind. „Die Kitschprodukte 
der kommerziellen »Globa- 
lisierung«, wie etwa die Fil- 
me eines am Massenpubli- 
kum orientierten Spezialef- 
fekte-Kinos“ (91) erfüllen 
diese Rahmenbedingungen 


am Besten. Am Beispiel der 
Hollywood-Filmproduktion 
lassen sich die Konsequen- 
zen gut veranschaulichen. 
Hollywood verfügt nicht nur 
über das meiste Kapital zur 
Filmproduktion, sondern mit 
seiner weltweiten Verbrei- 
tung wird auch die Ästhetik 
Hollywoods zum hegemo- 
nialen Maßstab. 

Diesem kulturellen Impe- 
rialismus gilt es ebenfalls ent- 
gegenzutreten und „Sand ins 
Getriebe“ — so lautet ein wei- 
terer Artikel des Sammel- 
bandes — der am Profit ori- 
entierten Medienkonzerne zu 
streuen. 

Resümierend lässt sich sa- 
gen, dass in den elf Beiträgen 
die neoliberale Politik und 
ihre Konsequenzen von ver- 
schiedenen Seiten beleuchtet 
werden, und Bourdieu Ge- 
genstrategien zu entwickeln 
sucht. Allerdings schafft es 
der Autor leider nicht, eine 
abgerundete Analyse der 
neoliberalen Ideologie mit 
den durch die neoliberale 
Politik hervorgerufenen hi- 
storischen und sozialen Ver- 
änderungen zu verbinden. 

Vielleicht hängt das Feh- 
len einer umfassenden Ana- 
lyse des Neoliberalismus 
auch damit zusammen, dass 
sich Bourdieu in seiner wis- 
senschaftlichen Arbeit ei- 
gentlich anderen For- 
schungsschwerpunkten zu- 
gewandt hat. Der Soziologe 
hat sich für eine strategisch 
weitgehend orientierungslo- 
se politische Linke in den 
letzten Jahren zum Starintel- 
lektuellen entwickelt und 
scheut es nicht, zu allen mög- 
lichen Themen medial Stel- 
lung zu beziehen, ohne im- 
mer die entsprechende Fach- 
kompetenz aufzuweisen. Sei- 
ne Person ist somit zum Teil 
selbst Produkt einer Me- 
diengesellschaft, die er ei- 
gentlich kritisiert. 


Context XXI 


Sanktionen gegen 
Österreich und den Iraq 


enn Rüdiger Göbel, der 

Chefredakteur der ehe- 
maligen FDJ-Tageszeitung 
„Junge Welt“ gemeinsam mit 
Joachim Guilliard und Mich- 
ael Schiffmann ein Buch über 
die UN-Sanktionen und die 
US-Europäische Kriegspoli- 
tik gegen den Iraq heraus- 
gibt, findet dieses antiimpe- 
rialistische Triumvirat sehr 
unterschiedliche Artikel mit 
sehr unterschiedlicher Qua- 
lität. Meine anfängliche Freu- 
de, endlich eine umfangrei- 
chere Publikation zu diesem 
Thema aus einem linken Ver- 
lagshaus lesen zu können, 
ließ im Zuge der Lektüre des 
Bandes schrittweise nach. 
Während einige Beiträge, wie 
jener von Noam Chomsky, 
oder jene, über die katastro- 
phalen gesundheitlichen Aus- 
wirkungen der Angriffe mit 
Geschossen aus abgereicher- 
tem Uran und der folgenden 
Sanktionen, von Ulrich Gott- 
stein und Joachim Guilliard 
mit durchaus interessanten 
Analysen und Fakten aufzu- 
warten haben, stellen wie- 
derum die Beiträge von Rü- 
diger Göbel, Ramsey Clark, 
Ali Mansoor und John Pilger 
diese in einen Kontext, der 
selbst die 


Beiträge entwertet. 


interessanten 


Die AutorInnen schaffen 
es dabei, in einem über 230 
Seiten starken Band auf jede 
Kritik am Bath-Regime Sad- 
dam Husseins zu verzichten. 
Lediglich die Giftgasangriffe 
auf die kurdische Bevölke- 
rung im Nordiraq werden er- 
wähnt um zu beweisen, dass 
damals keinerlei Reaktion des 
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Westens stattfand, weil ja der 
Iraq im Krieg gegen den Iran 
der Verbündete von USA 
und Co. gegen den islamisti- 
schen Iran war. In keinem 
Wort wird jedoch das tota- 
litäre innenpolitische Regime 
des Herrschers in Baghdad 
erwähnt. Nicht einmal die 
physische Vernichtung der 
iragischen Linken, insbeson- 
dere einer der stärksten kom- 
munistischen Parteien der 
arabischen Welt, wird in dem 
Buch, das immerhin von an- 
geblichen Kommunisten her- 
ausgegeben wird, auch nur 
erwähnt, geschweige denn, 
dass auch nur ein einziges 
Mitglied einer iragischen Op- 
positionsgruppe zu Wort 
kommen könnte. 

Ganz im Gegenteil, Rüdi- 
ger Göbel kritisiert, dass 
Kadhim Habib auf Einla- 
dung der „grün-nahen Hein- 
rich-Böll-Stiftung in Berlin 
über Menschenrechtsverlet- 
zungen im Irak“ reden durfte 
und dort meinte: „Jährlich 
würden mehrere hundert 
Menschen hingerichtet, ver- 
meintliche oder tatsächliche 
Angehörige der Opposition, 
Angehörige des Militär- und 
Sicherheitsapparats sowie 
Menschen, denen illegale 
wirtschaftliche Transaktionen 
vorgeworfen werden. Ande- 
ren irakischen Opfern wid- 
mete er weniger Aufmerk- 
samkeit“, nämlich den Op- 
fern der UN-Sanktionen. 

Folglich darf dann auch 
Ali Mansoor unkommentiert 
schildern, weshalb denn das 
„iragische Volk“ 
Schlächter so sehr liebt: 


seinen 


„Saddam Hussein hat sehr 
viel für den Irak getan, er hat 
das irakische Öl verstaatlicht 
und dem Land zu Prosperität 
verholfen. In den 70er Jah- 
ren war der Irak ein Paradies. 
Für einen Dinar mußte man 
3,8 US-Dollar zahlen. [...] 
Die Bevölkerung leidet der 
Sanktionen wegen und nicht 
wegen Saddam Hussein.“ 
(S. 86) 

Und was wäre schließlich 
ein deutsches Iraq-Buch, 
würde es nicht dem Sad- 
dam’schen Propagandatrick 
auf den Leim gehen und die 
iragische Situation mit der Si- 
tuation der Palästinenser un- 
ter israelischer Herrschaft in 
Verbindung bringen? John 
Pilger fragt etwa: „Warum 
gibt es keine Sanktionen ge- 
gen Israel, das einen großen 
Teil Palästinas besetzt hält 
und beinahe täglich den Li- 
banon angreift?“ (S. 165) 
und der zum Antiimperiali- 
sten gewandelte ehemalige 
US-Außenminister Ramsey 
Clark nimmt für die Be- 
schreibung der Sanktionen 
und des Kriegs gegen den 
Iraq gleich Anleihen bei der 
Shoah, wenn er meint, es ha- 
be im Iraq „einen planvollen, 
systematischen Völkermord 
an einer wehrlosen Bevölke- 
rung“ gegeben „wobei die 
Täter kaum einen Fuß auf 
irakischen Boden 
mußten.“ ($.56) 

Wen wundert es da noch, 
daß zum Abschluss Joachim 
Guilliard schließlich noch 
dass 


setzen 


meint, „das kleine 
Österreich bisher der einzige 


westliche Industriestaat [war] 


TRÜBES BILD 


Wenn sich ein Thema 
der deutschsprachigen 
Linken erfolgreich in 
den Mainstreamdis- 
kurs fortpflanzt ist al- 
lein schon deshalb 
Vorsicht angesagt. 
Was dabei heraus- 
kommt wenn sich 
deutsche Antiimperia- 
listInnen mit dem Iraq 
solidarisieren hätte ei- 
gentlich ohnehin ver- 
mutet werden können: 
ein schlechtes Buch. 


VON THOMAS SCHMIDINGER 
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der unter einem Embargo zu 
leiden hatte“ (S. 218). Und 
wen wundert es weiter, dass 


Der Irak 


kin beiagertes Land ausgerechnet Österreich seit 
einem Jahr wieder eine 
Außenstelle der Bundeswirt- 
schaftskammer in Baghdad 
eröffnet hat. Bei so viel ge- 
meinsamem Leiden... 

Daß die UN-Sanktionen 
gegen den Iraq nicht zum 
Sturz Saddam Husseins 
führen - und vermutlich gar 


nie führen sollten - sondern 


nur die einfache Bevölkerung 
unter ihnen zu leiden hat, 


Rüdiger Göbel, Joachim Guilli- 
ard, Michael Schiffmann (Hg.): 
Der Irak. Ein belagertes Land 
ISBN 3-89438-223-6 

Köln, 2001, PapyRossa Verlag 
Preis: 14,32 Euro 


sollte Grund genug sein, die- 
se aufzuheben. Ich bezweif- 
le aber, dass es humanitäre 
Anliegen sind, die ausge- 
rechnet Österreich und 
Deutschland zum Fürspre- 
cher des Iraq innerhalb der 
„westlichen Wertegemein- 
schaft“ gemacht haben. Im- 
merhin leistet die deutsche 
Linke mit solchen Publika- 
tionen ihren bescheidenen 
ideologischen Beitrag dazu, 
dass die Ölgeschäfte mit Bag- 
hdad wieder ins Rollen kom- 
men können. 


Israel und die Linke 


Veranstaltet vom Kritischen Kreis 
und der Studienrichtungsvertretung Politikwissenschaft 


23. Oktober 2001, 20 Uhr 
Neues Institutsgebäude, Hörsaal 2, 
Universitätsstraße 7, 1010 Wien 


Margit Reiter (Wien): 
Der Antizionismus der österreichischen Linken 
Horst Pankow (Berlin): 
Solidarität mit Israel - 
Gegen die völkische Konterrevolution 


Moderation: Stephan Grigat 
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Die Arge für Wehrdienstverweige- 
rung und Gewaltfreiheit bietet ge- 
meinsam mit dem Internationalen 
Zivildienst Schulen ab der 8. 
Schulstufe (Hauptschule, AHS, 
BHS) antimilitaristische 
Unterrichtseinheiten an. 


Gemeinsam mit den SchülerInnen diskutieren 
und erarbeiten wir die Themenbereiche Wehr- 
plicht, Wehr- und Zivildienst, Neutralität und 
Nato, Gewaltfreie Konfliktlösung und 
Bundesheer. Je nach Anforderung gestalten 
wir eine Diskussionseinheit und eine 
Beratungseinheit. 

Videos, Overheadfolien und Broschüren 
helfen uns, die Inhalte zu vermitteln. 


Die Arge für Wehrdienstverweigerung und 
Gewaltfreiheit ist seit 1977 in der Wehr- und 
Zivildienstberatung tätig. Als gemeinnütziger 
Verein verfügt die Arge mit der Rechtsbera- 
tung und der ZivildienstberaterInnenschu- 
lung über die erfahrensten nichtstaatlichen 
MitarbeiterInnen. 


Wir bitten Sie, sich 
für eine Terminver- 
einbarung an 
Christian Mokricky, 
unter der 
Telefonnummer 
01-5359109 oder 
e-mail 
argewdv@utanet.at 
zu wenden. 
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Never ending story II 


Israel und die Linke in Österreich 


arf man über linken An- 
ec schreiben, 
wenn man weiß, dass die 
Rechte die Existenz solch ei- 
nes Antisemitismus zur Ent- 
schuldigung und Verharmlo- 
sung der eigenen, mal impli- 
ziten, mal expliziten Ver- 
nichtungsdrohungen ge- 
genüber Jüdinnen und Juden 
benutzt? Herbert Lackner 
hat diese Frage im Nachrich- 
tenmagazin „profil“ 
(1.6.2001) in einer Rezension 
einer Studie über das Ver- 
hältnis der österreichischen 
Linken zu Israel aufgewor- 
fen. Er meint, die Wiener 
Zeithistorikerin Margit Rei- 
ter begebe sich mit ihrer Ver- 
öffentlichung auf dünnes Eis, 
da der FPÖ-Generalsekretär 
Peter Sichrovsky regelmäßig 
versuche, den Antisemitismus 
Jörg Haiders mit dem Hin- 
weis auf die Existenz eines 
linken Antisemitismus zu 
behübschen. Auch Haider 
selbst hat in einem Gast- 
kommentar für die regie- 
rungsnahe Tageszeitung „Die 
Presse“ gemeint, niemand ha- 
be das Recht, ihn einen An- 
tisemiten zu nennen und 
gleichzeitig zu den Aussagen 
des früheren SPÖ-Innenmi- 
nisters Karl Blecha, der heu- 
te Präsident der Gesellschaft 
für Österreichisch-Arabische 
Beziehungen ist und sich in 
jüngster Zeit durch verbale 
Angriffe auf Israel und „den 
Zionismus“ hervorgetan hat, 
zu schweigen. 

Lackner weist damit auf 
ein reales Problem hin. Linke 
Kritik an der Linken ist nie 
davor gefeit, von der Rech- 
ten instrumentalisiert zu wer- 
den. Das kann aber nicht 
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zum Vorwand genommen 
werden, diese Kritik zurück- 
zuhalten. Linke Kritiker und 
Kritikerinnen können derar- 
tigen Instrumentalisierungen 
zumindest partiell vorbeugen. 
Zum einen dadurch, dass sie 
sich bei aller sachgemäßen 
Polemik in der Kritik am An- 
tisemitismus in der Linken 
über die zwar nicht immer, 
aber doch in der Regel vor- 
handenen Differenzen zum 
Antisemitismus der Rechten 
bewusst bleiben; zum ande- 
ren dadurch, dass die Grün- 
de für den linken Antisemi- 
tismus in einer mangelnden 
Radikalität der linken Ge- 
sellschaftskritik ausgemacht 
werden. Ersteres schafft Mar- 
git Reiter in ihrer Studie mit 
dem etwas reißerischen Titel 
„Unter Antisemitismus-Ver- 
dacht“ sehr gut, zweiteres 
kaum. 

Die Masche von Haider, 
Sichrovsky und Co., mit dem 
Hinweis auf antisemitische 
Tendenzen in der Linken den 
eigenen Antisemitismus zu 
entschuldigen, ist keineswegs 
neu. Reiter führt in ihrer Stu- 
die ähnliche Beispiele aus 
den siebziger Jahren an, als 
der Kolumnist Staberl in der 
Boulevardzeitung „Krone“ 
die antizionistische Diktion 
linker Gruppierungen geißel- 
te und in diesem Zusammen- 
hang von „Faschisten in der 
SPÖ“ sprach. Dass es Reiter 
weder um simple Denunzia- 
tion der Linken noch um ei- 
ne Instrumentalisierung der 
Beschäftigung mit Antisemi- 
tismus in sich selbst als eman- 
zipatorisch 
Kreisen geht, wird in ihrer 
Arbeit mehr als deutlich. Sie 


verstehenden 


skizziert das Verhältnis der 
österreichischen Linken zu 
Israel entlang der zentralen 
politischen Ereignisse im Na- 
hen Osten. Von der Staats- 
gründung 1948 bis zum 
Golfkrieg und dem soge- 
nannten Friedensprozess in 
den neunziger Jahren werden 
die Veränderungen und Am- 
bivalenzen in diesem Ver- 
hältnis vor dem Hintergrund 
der nationalsozialistischen 
Vergangenheit aufgezeigt. Die 
KPÖ, deren Antifaschismus 
bereits in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit dadurch kon- 
terkariert wurde, dass sie die 
Vernichtung der Gauakten 
forderte, damit, wie es hieß, 
„für die große Masse der ehe- 
maligen kleinen Nazimitläu- 
fer ein Schlußstrich unter die 
Vergangenheit“ gezogen wer- 
den könne, findet ebenso Be- 
achtung wie die Neue Linke, 
autonome Gruppierungen 
und Antiimperialisten mit ih- 
rer fast schon gewohnheits- 
mäßigen Gleichsetzung der 
israelischen Politik mit dem 
nationalsozialistischen Mas- 
senmord. Die KPÖ hatte, 
den sowjetischen Vorgaben 
stets treu Folge leistend, 1948 
die israelische Staatsgrün- 
dung kurzzeitig unterstützt, 
was Reiter zufolge allerdings 
weniger als Parteinahme für 
Israel gewertet werden kann, 
sondern sich eher gegen den 
britischen und amerikani- 
schen Imperialismus richte- 
te. Bis 1967 existierte bei der 
KPÖ noch eine gewisse Di- 
stanz zur PLO, nach Reiter 
allerdings nicht so sehr we- 
gen deren israelfeindlichen 
Positionen, sondern eher we- 
gen der in den Augen der KP 


Margit Reiter hat eine 
umfassende Studie 
über Antisemitismus 
und Antizionismus in 
der österreichischen 
Linken vorgelegt. 


VON STEPHAN GRIGAT 
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Unter 
Antisemitismus- 
NEIDEIAN 


Margit Reiter: Unter Antisemi- 
tismus-Verdacht. Die öster- 
reichische Linke und Israel 
nach der Shoah. Studien-Ver- 
lag, Innsbruck 2001, 515 Sei- 
ten, 84,- DM, öS 592.- 
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zu ausgeprägten Orientierung 
an China. Von den siebziger 
bis in die neunziger Jahre 
hinein waren die Parteikom- 
munisten und -kommuni- 
stinnen dann, trotz ihres ver- 
gleichsweise konsequenten 
Engagements gegen offenen 
Antisemitismus in der öster- 
reichischen Gesellschaft, ei- 
ne der zuverlässigsten anti- 
zionistischen Kräfte in Öster- 
reich. 

Bei der SPÖ, die von Rei- 
ter besonders ausführlich be- 
handelt wird (dem Langzeit- 
Bundeskanzler Bruno Kreis- 
ky ist ein eigenes Kapitel ge- 
widmet), fällt es schwer, ver- 
allgemeinerbare Aussagen be- 
züglich ihres Verhältnisses zu 
Israel zu machen, da die So- 
zialdemokraten sowohl einen 
pro-palästinensischen als 
auch einen pro-israelischen 
Flügel in der Partei haben, 
und SPÖ-Mitglieder in der 
Gesellschaft für Öster- 
reichisch-Arabische Bezie- 
hungen ebenso eine zentrale 
Rolle gespielt haben und 
spielen wie in der Öster- 
reichisch-Israelischen 
Freundschaftsgesellschaft. 
Reiter, die auch auf die Über- 
gänge zwischen Philosemitis- 
mus und Antisemitismus hin- 
weist, versucht die unter- 
schiedlichen Kräfte in der 
SPÖ kenntlich zu machen 
und verweist auf die Traditi- 
on eines sozialdemokrati- 
schen Antisemitismus in der 
Zeit vor dem Nationalsozia- 
lismus. Eines der eindrucks- 
vollsten Beispiele für solch ei- 
ne Tradition ist der soge- 
nannte Sever-Erlaß, mit dem 
der sozialdemokratische Lan- 
deshauptmann Albert Sever 
1919 versuchte, die Auswei- 
sung von osteuropäischen jü- 
dischen Kriegsflüchtlingen 
voranzutreiben -— ein Ver- 
such, gegen den damals nur 
die weitgehend marginali- 
sierten Kommunisten und 


Kommunistinnen ernsthaft 
protestierten. 

In der Studie werden die 
Veränderungen beschrieben, 
die sowohl der Zionismus als 
auch der Antizionismus im 
20. Jahrhundert durchge- 
macht haben. In diesem Zu- 
sammenhang wird auf Aus- 
chwitz als historische Zäsur 
verwiesen. Reiter zitiert dan- 
kenswerterweise Isaac Deut- 
scher, neben Erich Fried lan- 
ge Zeit einer der beliebtesten 
Kronzeugen antizionistischer 
Linker in Deutschland und 
Österreich, der in den fünf- 
ziger Jahren notierte: „Mei- 
nen Antizionismus, der auf 
meinem Vertrauen in die eu- 
ropäische Arbeiterbewegung 
basierte, oder, allgemeiner, 
auf meinem Vertrauen in die 
europäische Gesellschaft und 
Zivilisation, habe ich natür- 
lich längst aufgegeben, denn 
diese Gesellschaft und diese 
Zivilisation haben es Lügen 
gestraft. Wenn ich in den 
zwanziger und dreißiger Jah- 
ren, statt gegen den Zionis- 
mus anzugehen, die europäi- 
schen Juden aufgefordert hät- 
te, nach Palästina zu gehen, 
hätte ich womöglich gehol- 
fen, einige Menschenleben zu 
retten, die später in Hitlers 
Gaskammern ausgelöscht 
wurden.“ 

Reiter, die ihre Erkennt- 
nisse aus der Beschäftigung 
mit der österreichischen Si- 
tuation immer im Vergleich 
zu den Debatten in der BRD 
diskutiert, ist in ihren Aus- 
führungen teilweise der- 
maßen um Differenziertheit 
bemüht, dass ihre Kritik mit- 
unter sehr zurückhaltend an- 
mutet. Bei ihrem Bemühen, 
Gründe für die Existenz ei- 
nes antisemitisch eingefärb- 
ten Antizionismus in der Lin- 
ken anzugeben, kommt sie 
zwar auf die Mängel linker 
Faschismustheorien zu spre- 
chen, schafft es aber kaum, 


einen Zusammenhang zwi- 
schen linkem Antisemitismus 
und den vorherrschenden lin- 
ken Vorstellungen von Nati- 
on, Kapital und Staat herzu- 
stellen. Dennoch hat sie mit 
ihrem Buch eine ebenso um- 
fang- wie hilfreiche Doku- 
mentation vorgelegt, in die 
sich zwar ein paar Ungenau- 
igkeiten eingeschlichen ha- 
ben, die der Darstellung wie 
der Argumentation aber 
kaum Abbruch tun. So hat 
beispielsweise die Flugzeug- 
entführung nach Entebbe 
nicht unter aktiver „Beteili- 
gung westdeutscher RAF- 
TerroristInnen“, sondern un- 
ter Beteiligung zweier RZ- 
Mitglieder stattgefunden und 
die Revolutionäre Kommu- 
nistische Liga ist mittlerweile 
keine trotzkistische, sondern 
eine ex-trotzkistische Grup- 
pierung. Das die Studie prä- 
gende Bemühen um Diffe- 
renziertheit wird an einigen 
Stellen aufgegeben. So wird 
beispielsweise die Marxisti- 
sche Gruppe mit der Initia- 
tive Neue Linke, die Lobge- 
sänge auf Saddam Hussein 
verfaßt hat, die Tätowierung 
von Aids-Kranken fordert 
und tatsächlich nur auf 
Grund ihres Namens zur 
Linken gerechnet werden 
kann, in einen Topf gewor- 
fen. 

Reiter, die am Institut für 
Zeitgeschichte in Wien ar- 
beitet, hat Pech, dass sie ihr 
Buch vor der sogenannten 
Al-Aksa-Intifada fertiggestellt 
hat. Natürlich hat die Eska- 
lation in Israel auch in Öster- 
reich erneut zu einem Auf- 
blühen antizionistischer Agi- 
tation geführt. Allerdings 
können Gruppen wie die 
Antiimperialistische Koordi- 
nation, die RKL oder die 
Universalismusgruppe, die Is- 
rael mittlerweile sogar in An- 
führungszeichen setzen, 
wenn sie es adjektivisch ge- 
brauchen, bei weitem nicht 


Context XXI 


KÖOBEZEILE 


mehr auf so große Zustim- 
mung hoffen wie noch in 
früheren Jahren - und inso- 
fern trifft Reiters Feststellung 
bezüglich der neunziger Jah- 
re, dass „das oft geradezu lei- 
denschaftliche linke Interesse 
an Israel weitgehend nachge- 
lassen“ hat, bedingt auch für 
die aktuelle Situation zu. 
Dennoch ist es in Wien, das 
sich schon im Frühjahr 1971 
mit der Abhaltung der ersten 
Arbeitstagung von europäi- 
schen Palästinakomitees als 
Hochburg des Antizionismus 
zu etablieren versucht hat, 
nach wie vor möglich, daß 
Antiimps wie im Vorjahr ge- 
meinsam mit islamistischen 
Gruppen Anti-Israel-Demos 
durchführen, bei denen nach 
Augenzeugenberichten 

Transparente mitgeführt wur- 
den, auf denen die Fragen 
aufgeworfen wurden: „Was 
will die jüdische Politik? 
Weltherrschaft?“ Nazis hät- 
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ten das auch nicht viel besser 
formulieren können. 
Gerade die neuerliche Es- 
kalation des Konflikts in Is- 
rael und die Reaktionen der 
deutschen und österreichi- 
schen Linken darauf, haben 
gezeigt, dass die Auseinan- 
dersetzung mit Antisemitis- 
mus in der Linken zwar eini- 
ge der schlimmsten Aus- 
wüchse beispielsweise linker 
Volkstümelei oder Blut- und 
Boden-Romantik weitgehend 
zum Verschwinden hat brin- 
gen können, dass man aber 
dennoch keineswegs gewillt 
ist, Konsequenzen aus dem 
zumindest halb Erkannten zu 
ziehen. Das zeigen die ges- 
preizten Äußerungen der 
Linken zur momentanen La- 
ge in Israel. Dass man das 
Existenzrecht des Staates der 
Shoah-Überlebenden nicht in 
Frage stellen kann, haben die 
meisten Linken mittlerweile 
gelernt. In der Regel ist das 
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Bekenntnis dazu aber ein rei- 
nes Lippenbekenntnis, da 
gleichzeitig aberwitzige For- 
derungen an die israelische 
Regierung gestellt werden, 
die, würden sie erfüllt wer- 
den, eben gerade die Exi- 
stenz Israels gefährden wür- 
den. 

Ein sich als linksradikal 
verstehender Antizionismus 
ist strenggenommen schon 
vom Begriff her unsinnig. 
Wäre die Linke so antinatio- 
nal, wie es sich gehören wür- 
de, hätte sie selbstverständ- 
lich Schwierigkeiten mit der 
nationalen Ideologie des Zio- 
nismus. Das wäre dann aber 
besonderes und 
bräuchte daher auch nicht als 
Antizionismus proklamiert zu 


nichts 


werden. Dass das nichts be- 
sonderes wäre, bedeutet aber 
dennoch nicht, daß Israel ein 
stinknormaler bürgerlicher 
Nationalstaat wie alle ande- 
ren auch ist — eine Ansicht, 


die bei aufgeklärteren Lin- 
ken, also Antinationalen, be- 
heimatet ist. Ein konsequen- 
ter Antinationalismus hätte 
gerade das Paradox zu ge- 
genwärtigen, daß er das Exi- 
stenzrecht einer Nation so- 
lange verteidigen muß, wie es 
andere Nationen gibt. Die 
spezifische Entstehungsge- 
schichte Israels, ihr unmittel- 
barer Zusammenhang mit 
der Shoah und die Einzigar- 
tigkeit, mit der weltweit an- 
tisemitische Aggressionen am 
israelischen Staat projektiv 
abreagiert werden, verbieten 
es, von Israel als ganz nor- 
malem bürgerlichen Staat zu 
sprechen - auch, wenn sich 
diese Ansicht wie bei den 
meisten Antinationalen eh- 
renwerterweise gegen die an- 
tizionistischen Wahnvorstel- 
lungen von der besonderen 
Perfidie des israelischen Staa- 
tes richtet. 
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it dieser Nummer wird neben der ARGE Wehr- 

dienstverweigerung, Gewaltfreiheit und Flüchtlings- 
betreuung auch die LICRA-Österreich (Internationale Li- 
ga gegen Rassismus und Antisemitismus) Mitherausgeberin 
von Context XXI. Die LICRA ist eine NGO, in Frank- 
reich seit 1927 und in Wien seit einigen Monaten aktiv, die 
sich zum Ziel gesetzt hat, Rassismus und Antisemitismus 
in all ihren Erscheinungsformen und Auswirkungen zu 
analysieren und zu bekämpfen. 

Mehrere Gründe gibt es für diesen Schritt, als Mither- 
ausgeberin zu fungieren, der in erster Linie ein symboli- 
scher ist, da sich an Inhalt und Struktur des Blattes nichts 
ändern wird. 

Ein Grund ist die Solidarität mit Context XXI und ihrer 
unabhängigen und offenen Redaktion, die LICRA-Öster- 
reich zum Ausdruck bringen möchte. Wie alle alternativen 
Medien ist auch Context XXI immer kurz vor dem finan- 
ziellen Kollaps. LICRA-Österreich ist ein kleiner Kreis von 
AktivistInnen, mit beschränkten finanziellen Ressourcen, 
doch wird der Versuch, Context XXI zu erhalten, ein wich- 
tiger Teil der Arbeit dieser Organisation werden. Durch 
die neue Mitherausgeberschaft soll ein Signal gesetzt wer- 
den, daß die Anzahl der HerausgeberInnen sich vermehren 
kann, vermehren muß. Mehr von diesen heißt nämlich: 
mehr LeserInnen, mehr Menschen, die an den Diskussionen 


von Context XXI teilnehmen; heißt: weniger Kosten für 
die/den einzelne/n LeserIn und Mitherausgeberln. 

Ein zweiter Grund ist der Inhalt von Context XXI. Die- 
se Zeitschrift, samt ihrem Radioprogramm und Interne- 
tauftritt, bietet den Raum für Analyse und Kritik, der in 
der österreichischen Medienlandschaft immer mehr fehlt. 
Solange noch nichtkommerzielle Medien existieren, soll- 
ten sie von so vielen Organisationen und Menschen wie 
nur möglich unterstützt werden. 

Der dritte Grund ist der Versuch zu beweisen, daß ein 
„lous ensemble“, ein „Alle miteinander“, wie es auf fran- 
zösischen Demos immer skandiert wird, auch ohne Kom- 
promisse möglich ist, daß jede/r seine. Ausdrucksform und 
Argumente hat, wie sie/er gegen Unmenschlichkeit in der 
Gesellschaft und sonstwo vorgeht und, daß jede dieser 
Ausdrucksformen und vor allem jedes Argument eine Öf- 
fentlichkeit finden soll, was letztlich eine Zeitschrift wie 
Context XXI ermöglicht. 


LICRA - Österreich. 1., Rockhgasse 1. Wien. 
http://www.repclub.at/licra 
Jour-Fixe jeden 1. Und 3. Montag im Monat 
um 19h30 in der Rockhgasse. 


Der Ton macht die Musik 
Stimmbildung und Sprechtechnik 


Lockerungen und Balancefindung, Atem- und Stimmführung, Artikulationstraining, 
Sprachmelodie, Kreativität und Ausdruck, Tipps und Tricks für jede Sprechsituation. 


Kurse, Seminare, Einzelunterricht, auch in französischer Sprache. 


Seminartermine: jeweils Fr 17-20h und Sa 11-19h 
9./10. November: Stimm-Workshop, 
22./23. November: Sprechtechnik-Seminar. 


Näheres Informationen: Mag. Monika Heller. 
Tel.: 01/407 37 84 
E-Mail: monika.heller@reflex.at 
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Die Friedenssteuer. 

Seit mehreren Jahren unterstützen uns Menschen, die 
die Arbeit der Arbeitsgemeinschaft für Wehrdienstver- 
weigerung, Gewaltfreiheit und Flüchtlingsbetreuung 
besonders fördern wollen, durch regelmäßige Zahlun- 
gen in Art einer Selbstbesteuerung. Hierdurch ist es 
möglich, die laufend anfallenden Kosten unserer Infra- 
struktur, die bescheidenen Honorare der Mitarbeiterln- 
nen, Miete, Telefon, Porti oder Büromaterial, zu 
decken. Diese Einnahmen sind für uns kalkulierbar und 
EEK ERNTE ERERTTERTALTEETTHEINLCTMITETE 
zielle Quelle auf die wir bauen und auf die wir uns ver- 
lassen können. Diese Unterstützung trägt zur Erhal- 
tung der Kontinuität unserer Arbeit bei. 

Wir sind ein politisch und staatlich unabhängiger Ver- 
ein, dessen großteils ehrenamtliche Mitglieder versu- 
chen, Aufklärungsarbeit zu betreiben, Menschen in 


Not zu helfen, Mißstände aufzuzeigen und die Bevölke- 


rung zum Nachdenken zu bewegen. 
Wenn Sie an einer derartigen Unterstützung Interesse 


haben, kontaktieren Sie bitte die ARGE für Wehrdienst- 


verweigerung und Gewaltfreiheit Wien, Schottengasse 
3a/1/4/59, 1010 Wien, Tel.: 535 91 09. 

Durch halbjährlich erscheinende Friedenssteuerberich- 
te, durch den Erhalt von Context XXI und aller anderen 
ZVESTHERTETEHRNEGETESICHEIN GEHE WLITGIUEICHNGE 
vitäten unterrichtet. 


Für eine 
menschenwürdigere Welt 


Friedensteuer 


